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1. Einführung 


Die Einkommenſteuer⸗Richtlinien und Körperſchaft⸗ 
ſteuer⸗Richtlinien für 1939 (EStR für 1939) behandeln in 
den Abſchnitten 19 bis 30 Zweifelsfragen und Auslegungs⸗ 
9 5 8 den Einkünften aus Land⸗ und Forſtwirt⸗ 

haft. 

Die Bedeutung der EStR für 1939 für die Gewinn⸗ 
ermittlung bei der Land- und Forſtwirtſchaft iſt mit dieſen 
Abſchnitten nicht erſchöpft. Die Abſchnitte 19 bis 30 enthalten 
Ausführungen, die nur für die Land- und Forſtwirtſchaft 
in Betracht kommen. Fragen, die allgemein für die Er⸗ 
mittlung der Einkünfte von Bedeutung ſind, werden in den 
Abſchnitten 1 bis 18 behandelt. Sie enthalten ſogar in ein⸗ 
zelnen Abſchnitten Ausführungen, die nur die Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft angehen, z. B. Abſchnitt 13 Abſatz 3, der von 

er erweiterten Bewertungsfreiheit in der Land⸗ und Forſt⸗ 

wirtſchaft handelt. Auch der Hauptabſchnitt „Tarif“ be⸗ 
handelt in den Abſchnitten 86 „Zwangsveräußerung bon 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben oder Teilbetrieben“ 
und 88 „Außerordentliche Waldnutzungen“ Fragen, die nur 
für die Land⸗ und Forſtwirtſchaft von Bedeutung ſind. Dieſe 
Ausführungen mußten des Zuſammenhangs wegen in 
anderen Hauptabſchnitten gebracht werden. 

Die Erläuterungen und Anordnungen der EStR für 
1939, die die Einkünfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft be⸗ 
treffen, ſind zum Teil unverändert aus den Veranlagungs⸗ 
richtlinien für 1937 übernommen worden. Soweit fie Ande⸗ 
rungen und Ergänzungen enthalten, werden ſie in den fol⸗ 
genden Abſchnitten ausführlich erläutert. 


2. e Wirtſchaftsgüter in der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
haft 


Die Bewertungsfreiheit für kurzlebige 
rtſchaftsgüter des Anlagevermögens (5 6 Ziffer I 


Wi 
Satz 4 EStG) darf § 51 Abſatz 2 EStG gemäß für kurzlebige 


un 


4. Aufwendungen für Bodenberbeſſerungen, 
5. Richtlinien für Viehbewertung, 
6. Durch behördlichen Zwang veranlaßte Veräußerungen. 


Wirtſchaftsgüter, die nachdem 30. September 1937 
beſtellt worden ſind, nicht mehr in Anſpruch genommen 
werden. Für Wirtſchaftsgüter, die vor dem 1. Oktober 1937 
beſtellt worden ſind, bleibt ſie in vollem Umfang erhalten. 
Das gilt auch dann, wenn ſie erſt nach dem 30. September 
1937 geliefert werden. Entſprechendes gilt für Wirtſchafts⸗ 
güter, die im eigenen Betrieb hergeſtellt werden, wenn mit 
der Herſtellung nachweislich vor dem 1. Oktober 1937 be⸗ 
gonnen worden iſt. i 

Nur für beſtimmte Wirtſchaftsgüter kann die Be⸗ 
wertungsfreiheit ohne Rückſicht auf den Zeit⸗ 
punkt der Beſtellung oder der Herſtellung 
in Anſpruch genommen werden. Sie ſind im Abſchnitt 13 
Abſatz 2 der EStR für 1939 bezeichnet. Außerdem beſteht 
eine weitgehende Bewertungsfreiheit in der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft (Hinweis auf die EStR für 1939 Ab⸗ 
ſchnitt 13 Abſatz 3). Pan 

Die allgemeine Bewertungsfreiheit für kurzlebige 
Wirtſchaftsgüter iſt am 1. Oktober 1937 aufghoben 
worden, weil der Zweck, der bei ihrer Einführung verfolgt 
wurde, inzwiſchen erreicht war. Die Arbeitsloſigkeit war 
beſeitigt, die Wirtſchaft auf einen hohen Stand der Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit gebracht. Die Bewertungsfreiheit für die im 
Abſchnitt 13 Abſatz 2 der EStq für 1939 unter Ziffern 1 
bis 4 bezeichneten Wirtſchaftsgüter (Laſtkraftwagen, 
Zugmaſchinen und Schlepper, Anhänger und 
Kraftomnibuſſe) iſt ſeinerzeit aus wehrwirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen aufrechterhalten worden. Der Be⸗ 
ſtand an Fahrzeugen, die für die Wehrmacht und für die 
Kriegswirtſchaft beſonders wichtig ſind, ſollte erhöht werden. 
Die Bewertungsfreiheit für alle Wirtſchaftsgüter, deren 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten 
200 RM nicht überſteigen (Ziffer 5 des Ab- 
ſchnitts 13 Abſatz 2), iſt aus Vereinfachungsgrün⸗ 
den beſtehen geblieben. Der Zweck, der mit der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Bewertungsfreiheit in land- und forſt⸗ 
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wirtſchaftlichen Betrieben verfolgt wird, iſt, die 
Ernährungsfreiheit des Deutſchen Volkes zu 
ſichern. Es ſoll die Anſchaffung von Wirtſchaftsgütern, die 
geeignet ſind, die land⸗ und forſtwirtſchaftliche Erzeugung zu 
ſteigern und die fehlenden Arbeitskräfte zu erſetzen, gefördert 
werden. Die Bewertungsfreiheit in der Land⸗ und Forſt⸗ 
wirtſchaft geht deshalb zurzeit noch weiter als während 
des grundſätzlichen Beſtehens der Bewertungsfreiheit. 

Im ehemaligen Land Oſterreich und in den ehe⸗ 
maligen ſudetendeutſchen Gebieten beſteht 
neben der Bewertungsfreiheit in dem oben bezeichneten 
Umfang eine beſondere Abſchreibungsfreiheit für 
Maſchinen, Geräte und ähnliche Gegenſtände des land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen, gewerblichen oder freiberuflichen An⸗ 
lagevermögens. Dieſe Abſchreibungsfreiheit ſoll der wirt: 
ſchaftlichen Wiederbelebung der bezeichneten Gebiete dienen. 
Sie bleibt hier unberückſichtigt. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit in der Land 
und Forſtwirtſchaft kann für die folgenden Wirt- 
1 des Anlagevermögens in Anſpruch genommen 
werden: 


1. das geſamte bewegliche tote Inventar, 

2. ortsfeſte landwirtſchaftliche Maſchinen 
und Einbaumotoren aller Art, 

3. Gärfutterbehälter, 

l. Gülleanlagen (Jaucheanlagen), 

5. elektriſche Anlagen (Stromerzeugungs⸗ und An⸗ 
ſpeicherungsanlagen, Transformatoren, Frei- und Innen⸗ 
leitungen und angeſchloſſene Maſchinen und Apparate) 
und Waſſerverſorgungsanlagen (Pumpen, 
Rohrleitungen und ähnliche Vorrichtungen), 

6. Beregnungs anlagen, 

7. Heizungsanlagen in Gewächshäuſern von gärt⸗ 
neriſchen Betrieben. 


Bewertungsfreiheit beſteht § 6 Ziffer 1 Satz 4 EStG 
gemäß bei Wirtſchaftsgütern, deren betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer erfahrungsgemäß fünf Jahre nicht über⸗ 
ſteigt. Steht im einzelnen Fall feſt, daß die betriebsgewöhn⸗ 
liche Nutzungsdauer weſenklich größer iſt als fünf Jahre, 
und zwar mindeſtens zehn Jahre groß ſein wird, ſo kann 
die Bewertungsfreiheit abgelehnt werden (Hinweis auf 
die VR für 1937 B VIII 4). Dieſe Einſchränkung gilt nicht 
für die oben bezeichneten Wirtſchaftsgüter. Für ſie beſteht 
Bewertungsfreiheit auch dann, wenn ihre betriebsgewöhn⸗ 
liche Nutzungsdauer im einzelnen Fall zehn Jahre über⸗ 
ſteigt. Das kann z. B. zutreffen bei Dreſchmaſchinen, Pflügen, 
Eggen und anderen landwirtſchaftlichen Geräten. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit kann nur für 
die Wirtſchaftsgüter in Anſpruch genommen werden, die ab 
dem Wirtſchaftsjahr 1937/38 angeſchafft 
oder hergeſtellt worden ſind. Für Wirtſchaftsgüter, 
die vorher angeſchafft oder hergeſtellt worden ſind, beſteht 
Bewertungsfreiheit nur in dem urſprünglichen 
Umfang. 

Die erweiterte Bewertungsfreiheit gilt nur für die 
Wirtſchaftsgüter des land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Haupt⸗ 
betriebs. Sie kann für die Wirtſchaftsgüter eines land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Nebenbetriebs, z. B. einer 
Brennerei, einer Molkerei, einer Zuckerfabrik nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Das folgt aus dem Sinn und 
Zweck der erweiterten Bewertungsfreiheit, die landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugung durch Techniſierung der Bodenbewirt⸗ 
ſchaftung zu ſteigern. Würde die Bewertungsfreiheit auf 
land- und forſtwirtſchaftliche Nebenbetriebe ausgedehnt wer— 
den, fo würden dieſe gegenüber den gewerblichen Nerarbei- 
tungsbetrieben, die die gleichen Aufgaben erfüllen, wirt⸗ 
ſchaftlich beſſer geſtellt. Sie würden dadurch im Wettbewerb 
bevorzugt werden. Dieſe Auswirkung würde dem Sinn der 
Bewertungsfreiheit in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft wider⸗ 
ſprechen. 

Nur buchführe nde Land- und Forſtwirte können 
die Bewertungsfreiheit in Anſpruch nehmen. Die Buchfüh⸗ 
rung muß der Verordnung über landwirtſchaftliche Buch⸗ 
führung vom 5. Juli 1935 (RG Bl 1 S. 908, RStBL 1985 
S. 955) entſprechen. Die Bewertungsfreiheit muß auf buch⸗ 
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führende Land⸗ und Forſtwirte beſchränkt bleiben, weil fie 
nur eine Vorwegnahme zukünftiger Abſetzun⸗ 
gen für Abnutzung bedeutet. Die Gewinnminderung, 
die dadurch eintritt, gleicht ſich in den ſpäteren Jahren durch 
eine entſprechende Erhöhung des Gewinns aus. Eine ſolche 
Gewinnverlagerung iſt bei nichtbuchführenden Land- und 
Forſtwirten nur ſchwer durchführbar. Außerdem würde die 
Bewertungsfreiheit die Vereinfachung, die mit der Auf⸗ 
ſtellung von Durchſchnittsſätzen für die Ermittlung 
des Gewinns aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft erreicht worden 
iſt, in Frage ſtellen. 

Land⸗ und Forſtwirte, die ordnungsmäßig Bücher 
führen, können von der Bewertungsfreiheit Gebrauch 
machen, einerlei, ob ſie buchführungs pflichtig ſind oder 
nicht. Dabei iſt bei denen, die freiwillig Bücher führen, 
eine wichtige Einſchränkung zu machen. Bei ihnen iſt Vor⸗ 
ausſetzung, daß das Ergebnis ihrer ordnungsmäßigen Buch⸗ 
führung überhaupt der Veranlagung zugrunde 
gelegt wird. Das iſt nicht der Fall bei Land- und Forſt⸗ 
wirten, die unter die Verordnung über die Aufſtellung von 
Durchſchnittſätzen für die Ermittlung des Gewinns aus 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 31. Dezember 1936 fallen. 
Ein nichtbuchführungspflichtiger Land⸗ und Forſtwirt, der 
für das Wirtſchaftsjahr, das erſtmalig für die Anwendung 
der Verordnung vom 31. Dezember 1936 in Betracht kommt, 
auch nicht freiwillig Bücher geführt hat, kann n icht 
verlangen, für eines der folgenden Jahre des Hauptfeſt⸗ 
ſtellungszeitraums nach dem Ergebnis ſeiner ordnungs— 
mäßigen Buchführung veranlagt zu werden. Der Gewinn, 
der auf Grund der Verordnung ermittelt worden iſt, gilt 
grundſätzlich für alle Jahre des Haupftfeſtſtel⸗ 
lungszeitraums. Das folgt aus Sinn und Zweck der 
Verordnung, die Veranlagung zu verein fachen und ein 
durchſchnittliches Ergebnis der Beſteuerung zu⸗ 
grunde zu legen. 


Beiſpiel: 

Ein Landwirt, der nicht buchführungspflichtig iſt, hat für 
das Wirtſchaftsjahr 1935/36 auch nicht freiwillig ordnungs⸗ 
mäßig Bücher geführt. Sein Umſatz überſteigt nicht die vom 
Oberfinanzpräſidenten feſtgeſetzte Grenze. Der Gewinn für 
das Wirtſchaftsjahr 1935/36 iſt deshalb nach der Verordnung 
ermittelt worden. Er betrug 5 900 RM. 

Der Landwirt richtet für das Wirtſchaftsjahr 1938/39 
ordnungsmäßige Buchführung ein. Er hat unter Inanſpruch⸗ 
nahme der Bewertungsfreiheit ſeinen Gewinn auf 8 000 RW 
ermittelt. Er kann nicht verlangen, daß dieſer Gewinn feiner 
Veranlagung für das Kalenderjahr 1939 zugrunde gelegt wird. 
Der Gewinn von 5 900 RM gilt grundſätzlich für alle Wirt⸗ 
ſchaftsjahre des laufenden Hauptfeſtſtellungszeitraums. 


Es kommt vereinzelt vor, daß Land- und Forſtwirte, die 
unter die Verordnung vom 31. Dezember 1986 fallen, im 
Laufe des Hauptfeſtſtellungszeitraums zur Buchführung 
übergehen, weil ſie dazu verpflichtet ſind. Eine der im 
8161 Abſatz 1 Ziffer ! AO bezeichneten Vorausſetzungen iſt 
erfüllt worden, z. B. die Einkünfte aus Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft überſteigen 6 000 RM. 


Beiſpiel: 
Ein Landwirt, der unter die Verordnung fällt, hat im 
Herbſt 1936 landwirtſchaftliche Grundſtücke dazuerworben. 


Der Einbeitswert ſeines landwirtſchaftlichen Betriebs wird auf 
den 1. Januar 1937 fortgeſchrieben. Der Gewinn aus Land- 
und Forſtwirtſchaft wird für das Wirtſchaftsjahr 1937/38 neu 
ermittelt. Er beträgt 7 500 RM. Der Steuerbeſcheid für das 
Kalenderjahr 1938 iſt dem Landwirt vor dem 1. Juli 1939 zu⸗ 
gegangen. Der Landwirt iſt mit Beginn des Wirtſchaftsjahrs 
1939/40 buchführungspflichtig geworden. Er richtet ord⸗ 
nungsmäßige Buchführung ein. 


In Fällen dieſer Art iſt grundſätzlich anders zu ent⸗ 
ſcheiden als wenn der Steuerpflichtige freiwillig zur 
Buchführung übergeht. Wer buchführungs pflichtig 
wird und demgemäß ordnungsmäßig Bücher führt, kann 
auch verlangen, daß feine Gewinnermittlung der Beſteue⸗ 
rung zugrunde gelegt wird. Außerdem eignet ſich ein 
größerer Betrieb nicht für die Ermittlung des Gewinns nach 
Durchſchnittſätzen. Es iſt deshalb in dem oben bezeichneten 
Beiſpiel das Ergebnis der Buchführung der Veranlagung 
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für 1940 zugrunde zu legen. Der Landwirt kann für dieſes 
Jahr von der Bewertungsfreiheit Gebrauch machen. 

Die Aufwendungen für die kurzlebigen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter und die Abſchreibun gen ſelbſt müſſen 
in einembeſonderen Konto ausgewieſen ſein. Soweit 
einfache Buchführung beſteht, geniigt ein geſonderter inven⸗ 
tarmäßiger Nachweis der kurzlebigen Wirtſchaftsgüter. Im 
übrigen gelten die bisherigen Beſtimmungen über Buchfüh⸗ 
rung und Sonderkonto (Hinweis auf die VR für 1937 
B VIII 1). Sie find in die ESIR für 1939 nicht mehr auf⸗ 
genommen worden, weil ſie ſich in der Zwiſchenzeit bei den 
Steuerpflichtigen und bei den Finanzämtern eingebürgert 
haben, und die EStR für 1939 Anweiſungen für die Buch⸗ 
führung grundſätzlich nicht mehr enthalten. 

Abſchreibungen dürfen vor der An ſchaffung 
Lieferung) oder Herſtellung nicht vorgenommen werden. 
Die Beſtellung des Wirtſchaftsguts iſt noch keine An⸗ 
Seine Auf den Zeitpunkt der Zahlung kommt es 
nicht an. 

Die Bewertungsfreiheit geſtattet dem Steuerpflichtigen, 
die Abſetzungen für Abnutzung höher als nach 87 EStG 
zu bemeſſen. Es iſt jedoch nicht erlaubt, die Abſetzungen 
für Abnutzung niedriger als nach 87 zu bemeſſen oder 
ſie gar zu unterlaſſen, um ſie in ſpäteren Jahren nachzu⸗ 
holen. Die Abſetzungen für Abnutzung müſſen deshalb 
mindeſtens nach der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer vorgenommen werden. 


Beiſpiele: 


A. Beträgt die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer eines Wirt⸗ 
ſchaftsguts fünf Jahre, ſo beträgt die tatſächliche Abſetzung für 
Abnutzung für jedes Jahr 20 vom Hundert. Es müſſen ſomit 
am Schluß des erſten Wirtſchaftsjahrs mindeſtens 20 vom Hun⸗ 
dert, am Schluß des dritten Wirtſchaftsjahrs mindeſtens 
60 vom Hundert abgeſetzt ſein. Hat der Steuerpflichtige am 
Schluß des erſten Wirtſchaftsjahrs die Bewertungsfreiheit aus⸗ 
genutzt und z. B. 60 vom Hundert abgeſetzt, ſo braucht er in den 
beiden folgenden Jahren Abſetzungen für Abnutzung nicht vor⸗ 
zunehmen. 

Beträgt die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer eines Wirt⸗ 
ſchaftsguts, das der erweiterten Bewertungsfreiheit unterliegt, 
zwangig Jahre, ſo brauchen die Abſetzungen für Abnutzung am 
Schluß des erſten Wirtſchaftsjahres nur 5 vom Hundert, am 
Schluß des dritten Wirtſchaftsjahrs mindeſtens 15 vom Hun⸗ 
dert zu betragen. 


B. 


— 


3. Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen 


Die Verordnung zur Förderung der Landbevölkerung 
bom 7. Juli 1938 (RG Bl 1 S. 835, RStBl 1938 S. 634) hat 
die Ab ſchreibungsfreiheit für Land⸗ 
arbeiter wohnungen eingeführt. Buchführende 
Lande und Forſtwirte können Aufwendungen für den Bau 
von Landarbeiterwohnungen, die in den Wirtſchaftsjahren 
1937/38 bis 1940/41 hergeſtellt werden, bei der Ermittlung 
des Gewinns im Wirtſchafts jahr Diese Herſtel⸗ 
lung voll abziehen. Sie können auch je ein Drit⸗ 
tel der Aufwendungen im Wirtſchaftsjahr der Herſtellung 
und in den beiden folgenden Wirtſchaftsjahren abziehen. 
Land- und Forſtwirte können von der Abſchreibungsfreiheit 
nicht Gebrauch machen, wenn fie eine Steuerer mä Bi ⸗ 
gung nach der Verordnung über eine Steuerermäßigung 
beim Bau von Heuerlings- und Werkwohnungen für länd⸗ 
liche Arbeiter vom 3. Juli 1937 in Anſpruch nehmen. Hin⸗ 
weis auf § 13 der Verordnung vom 7. Juli 1938. 

Der Zweck der Verordnung zur Förderung der Land⸗ 
bevölkerung iſt, die Landflucht einzudämmen 
und der Land- und Forſtwirtſchaft die erforderli chen 
Arbeitskräfte zu erhalten. Die Verordnung ſieht 
für dieſen Zweck die Gewährung von Eheſtandsdarlehen, 
Einrichtungsdarlehen und Einrichtungszuſchüſſen an die 
Landbevölkerung vor. Ein Mittel zu dieſem Zweck iſt auch 
der Bau gefunder Landarbeiter wohnungen. 

$ 13 der Verordnung zur Förderung der Landbevölke⸗ 
zung findet bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1939 
Anwendung: 

A. auf Landarbeiterwohnungen, die im Wirt ſchafts⸗ 
jahr 1938/39 hergeſtellt worden ſind. Der Land⸗ 
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und Forſtwirt kann die Aufwendungen dafür bei der Er⸗ 
mittlung des Gewinns im Wirtſchaftsjahr 1938/39 voll 
abziehen. Er kann ſtatt deſſen auch ein Drittel der 
Aufwendungen abziehen; 

2. auf Landarbeiterwohnungen, die im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1937/38 hergeſtellt worden ſind, und bei denen 
der Land⸗ und Forſtwirt nur ein Drittel der Aufwen⸗ 
dungen bei der Gewinnermittlung des Wirtſchaftsjahrs 
1937/38 abgezogen hat. Der Land⸗ und Forſtwirt kann 
im Wirtſchaftsjahr 1938/39 das zweite Drittel der 
Aufwendungen abziehen. 


Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen, die 
vor Beginn des Wirtſchaftsjahrs 1937/38 hergeſtellt worden 
ſind, iſt nicht gegeben. Hat ſich die Herſtellung einer Land⸗ 
arbeiterwohnung über mehrere Wirtſchaftsjahre erſtreckt, ſo 
gilt ſie im Sinn der Verordnung als in dem Wirtſchaftsjahr 
hergeſtellt, in dem der überwiegende Teil der 
Herſtellungsarbeiten geleiſtet iſt. 

Nur buchführende Lan d⸗ und Forſtwirte 
können von der Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiter- 
wohnungen Gebrauch machen. Als Land⸗ und Forſtwirte 
gelten alle natürlichen Perſonen, die Ein- 
künfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft im 
Sinn des 813 EStG beziehen. 

Der Verpächter eines land- und forſtwirtſchaftlichen 
Betriebs hat in der Regel keine Einkünfte aus Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft, ſondern Einkünfte aus Vermietun 9 
und Verpachtung (8 21 Abſatz 1 EStG). Dieſe Ein⸗ 
künfte können zwar unter beſtimmten Vorausſetzungen den 
Einkünften aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft zugerechnet 
werden (§ 21 Abſatz 3 EStG). Das trifft aber grundſätzlich 
nur zu, wenn die Verpachtung eine Maßnahme inner- 
halb des eigenen Betriebs iſt oder wenn ſie 
durch den eigenen Betrieb bedingt iſt. Die Vermietung 
oder Verpachtung muß in eng ſtem wirtſchaftlichen 
Zuſammenhang mit dem Vetrieb ſtehen. Eine weitere 
Voraussetzung iſt, daß der vermietete oder verpachtete Teil 
im Verhältnis zum land» und forſtwirtſchaftlich ſel bſt⸗ 
genutzten Teil nur geringe Bedeutung hat. Hinweis auf 
die EStR für 1939 Abſchnitt 19 Abſatz 9. 

Gehören die Einkünfte aus der Verpachtung eines 
landwirtſchaftlichen Betriebs zu den Einkünften aus Ver⸗ 
mietung und Verpachtung, ſo iſt die Abſchrei⸗ 
bungsfreiheit für die Landarbeiterwohnungen, die der Ver⸗ 
pächter für den verpachteten Betrieb errichtet hat, nicht 
gegeben. Der Verpächter muß die Aufwendungen zum Bau 
der Landarbeiterwohnungen auf die Dauer der Nutzung 
verteilen ($ 7 EStG). Dem Verpächter fteht in diefem Fall 
nur eine Steuerer mäßigung nach der Verordnung 
über eine Steuerermäßigung beim Bau von Heuerlings⸗ 
3 Werkwohnungen für ländliche Arbeiter vom 3. Juli 
1937 zu. 


Veiſpiele: 

A. Ein Landwirt hat zwei landwirtſchaftliche Betriebe von un: 
gefähr gleicher Größe. Er bewirtſchaftet den einen Betrieb 
ſelbſt, den anderen hat er verpachtet. Die Einkünfte aus dem 
verpachteten Betrieb gehören zu den Einkünften aus Ver⸗ 
mietung und Verpachtung. Errichtet der Landwirt auf dem 
berpachteten Betrieb eine Landarbeiterwohnung, ſo kann er von 
der Abſchreibungsfreiheit nicht Gebrauch machen. 
Ihm kann nur eine Steuerermäßigung nach der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1937 gewährt werden. 


. Ein Landwirt mit einem Hof von 200 ha verpachtet einem 
ſeiner Landarbeiter, der heiraten will, 4 ha Land und errichtet 
ihm darauf ein Landarbeiterhaus. Die Einkünfte aus der 
Verpachtung der Grundſtücke und aus der Vermietung des 
Hauſes gehören zu den Einkünften aus Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft. Der Landwirt kann von der Abſchreibungsfreiheit Ge⸗ 
brauch machen. 


Die Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen 
ſteht nur buchführenden Land und Forſtwirten zu. 
Nichtbuchführende Land⸗ und Forſtwirte können die Ab⸗ 
ſchreibungsfreiheit nicht in Anſpruch nehmen. Die Gründe 
ſind im weſentlichen dieſelben, die gegen die Ausdehnung 
der Bewertungsfreiheit auf nichtbuchführende 
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Land⸗ und Forſtwirte ſprechen. Hinweis auf Abſchnitt 2. 
Dagegen ſteht die Steuerermäßigung nach der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1937 auch den nichtbuchführen⸗ 
den Land- und Forſtwirten zu. 

Nur ſolche Land⸗ und Forſtwirte können die Abſchrei⸗ 
bungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen in Anſpruch 
nehmen, die Bicher nach der Verordnung über landwirt⸗ 
ſchaftliche Buchführung vom 5. Juli 1935 ordnungsmäßig 
führen. Die weitere Vorausſetzung iſt, daß das Ergeb⸗ 
nis der Buchführung für die Gewinnermittlung 
maßgebend iſt. Das iſt in der Regel nicht der Fall bei 
Land⸗ und Forſtwirten, auf die die Verordnung über die 
Aufſtellung von Durchſchnittſätzen für die Ermittlung des 
Gewinns aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 31. Dezember 
1936 anzuwenden iſt. Hinweis auf die Ausführungen im 
Abſchnitt 2. j 

Abſchreibungsfreiheit iſt gegeben für Landarbei⸗ 
terwohnungen. Es find das Wohnungen für die Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder, die im Betrieb eines Land⸗ und Forſt⸗ 
wirts als Handarbeiter tätig ſind. Dazu gehören 
auch Wohnungen für die Gutshandwerker, z. B. für den 
Gutsſchmied und für den Gutsſtellmacher. Das gleiche gilt 
von Wohnungen für die Waldarbeiter in einem forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb und von Wohnungen für die Arbeiter 
in einem Binnenfiſchereibetrieb. Der Gutsinſpektor, der 
Rechnungsführer und der Förſter ſind Angeſtellte, 
nicht Handarbeiter. Für die für ſie beſtimmten Wohnungen 
kann die Abſchreibungsfreiheit nicht in Anſpruch genommen 
werden. Das gleiche gilt für Wohnräunie von Gefolgſchafts⸗ 
mitgliedern, die im Wohnhaus des Betriebs⸗ 
inhabers geſchaffen werden. 

Begünſtigt iſt der Bau von Landarbeiterwohnungen. 
Es würde dem Zweck der Verordnung zur Förderung der 
Landbevölkerung widerſprechen, wenn dieſer Begriff eng 
ausgelegt würde. Aufwendungen für den Bau von Land⸗ 
arbeiterwohnungen ſind deshalb nicht nur Aufwendungen 
für Neubauten. Auch die Herrichtung von Gebäuden, 
die bisher anderen als Wohnzwecken gedient haben, zu 
Landarheiterwohnungen iſt begünſtigt. Das gleiche gilt von 
Erweiterungen und Verbeſſerungen bereits 
beſtehender Wohnungen, z. B. durch Anbau, Umbau u. dgl. 
Zu den Aufwendungen für den Bau von Landarbeiter- 
wohnungen gehören auch die Aufwendungen zum Bau der 
dazugehörigen Stallungen in dem üblichen Umfang. 


Für Aufwendungen zum Erwerb von Wohnungen 
iſt die Abſchreibungsfreiheit nach dem Wortlaut des § 13 
der Verordnung zur Förderung der Landbevölkerung nicht 
gegeben. Das entſpricht auch dem Sinn der Verordnung. 
Es ſoll neben der Schaffung guter Landarbeiterwohnungen 
auch der allgemeine Wohnungsmarkt entlaſtet werden. Das 
geſchieht nicht beim Kauf von Gebäuden, die bisher ſchon 
Wohnzwecken gedient haben. Die Abſchreibungsfreiheit für 
Gebäude, die der Land⸗ und Forſtwirt in den Wirtſchafts⸗ 
jahren 1937/38 bis 1940/41 erworben hat, iſt deshalb nur 
gegeben, wenn das gekaufte Gebäude, das zu einer Land⸗ 
arbeiterwohnung hergerichtet wird, bisher anderen als 
Wohnzwecken gedient hat. 

Der Land⸗ und Forſtwirt erhält in der Regel zum Bau 

der Landarbeiterwohnungen öffentliche Zuſchüſſe. 
Dieſe ſind als durchlaufende Poſten zu behandeln. Nur die 
eigenen Aufwendungen (Selbſtaufbringungsbe⸗ 
trag) des Steuerpflichtigen ſind aktivierungsfähig und ab⸗ 
ſchreibungsfähig. 
Die Verordnung zur Förderung der Landbevölkerung 
iſt im ehemaligen Land OSſterreich mit dem Tag des 
Erlaſſes in Kraft getreten. In den ehemaligen ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten gilt ſie mit Wirkung ab 
1. Januar 1939 (Hinweis auf die Verordnung vom 25. No⸗ 
vember 1938, RGBl 1 S. 1670, RStBl 1938 S. 1081). In 
den anderen eingegliederten Gebieten gilt 
die Abſchreibungsfreiheit für Landarbeiterwohnungen für 
1939 noch nicht. 

Die Verordnung über eine Steuerermäßigung beim 
Bau von Heuerlings⸗ und Werkwohnungen für ländliche 
Arbeiter vom 3. Juli 1937 iſt im ehemaligen Land O ſter⸗ 


reich durch die Verordnung vom 17. Dezember 1938 
(RGBl I S. 1817, RStBl 1938 S. 1161) und in den ehe⸗ 
maligen ſudetendeutſchen Gebieten durch die 
Verordnung vom 21. Dezember 1938 (RGBl 1 S. 1837, 
RStBl 1938 S. 1178) eingeführt worden. Sie iſt im ehe⸗ 
maligen Land Oſterreich erſtmalig auf Veranlagungen für 
das Kalenderjahr 1938, in den ehemaligen ſudetendeutſchen 
Gebieten erſtmalig auf Veranlagungen für das Kalender⸗ 
jahr 1939 anzuwenden. In den anderen ein⸗ 
gegliederten Gebieten iſt ein Anſpruch auf 
Steuerermäßigung für 1939 wegen des Baus einer Land⸗ 
arbeiterwohnung noch nicht gegeben. 


4. Aufwendungen für Bodenverbeſſerungen 


Der Grund und Boden gehört in der Land⸗ und 
FJorſtwirtſchaft zwar zum Betriebsvermögen, iſt aber beim 
Beſtandsvergleich 8 4 Abſatz 1 letzter Satz EStG gemäß 
nicht zu berückſichtigen. Der Wert des Grund und Bodens 
darf alſo entweder überhaupt nicht angeſetzt werden oder 
er muß immer mit dem gleichen Betrag angeſetzt werden. 
Die Vorſchrift des § 4 Abſatz 1 letzter Satz EStG iſt für die 
Gewinnermittlung in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft von 
großer Vedeutung. Sie bereitet anderſeits auch manche 
Schwierigkeiten. Das gilt insbeſondere von der Abgrenzung 
des Begriffs „Grund und Boden“. 

§ 4 Abſatz 1 letzter Satz ESt betrifft nur den 
nackten Grund und Boden. Beſondere Anlagen, die 
auf oder im Grund und Voden errichtet werden, fallen nicht 
darunter, z. B. Gebäude, die dem Betrieb dienen, Be⸗ 
und Entwäſſerungsanlagen, Stauanlagen 
und Brücken. Außer dieſen baulichen Anlagen ſtellen 


auch Pflanzenkulturen, z. . Obſtzucht⸗ 
anlagen, Spargelanlagen, Korbweiden⸗ 
kulturen, und der ſtehende Wald beſondere 


Wirtſchaftsgüter dar, bei denen § 4 Abſatz 1 letzter Satz 
EStG nicht anwendbar iſt. Das gleiche gilt nach 
der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs von Boden⸗ 
ſchätzen, wie Kohle, Kali, Stein, Ziegel, Lehm 
und Kies (Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 18. Oktober 
1939, RStBl 1940 S. 238). 

Die Vorſchrift des § 4 Abſatz 1 letzter Satz EStG be⸗ 
trifft im weſentlichen die land⸗ und forſtwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzte Erdkrume. Nach ſtändiger Verwaltungsübung 
und Rechtſprechung find auch das Feld inventar (im 
Boden befindliche Saat, Dünger, Aufwand für Feldbeſtel⸗ 
lungskoſten uſw.) und die ſtehende Ernte als Be⸗ 
ſtandteile des Grund und Bodens beim Beſtandsvergleich 
außer Anſatz zu laſſen. Es wäre begrifflich denkbar, 
auch das Feldinventar und die ſtehende Ernte in den Ver⸗ 
mögensvergleich einzubeziehen. Praktiſche Erwägungen 
haben jedoch dazu geführt, ſie beim Beſtandsvergleich außer 
Anſatz zu laſſen. Die ſchwierige Bewertung des 
Feldinventars und der ſtehenden Ernte wird fo ver- 
mieden. 


Die Außerachtlaſſung des Grund und Bodens beim 
Beſtandsvergleich iſt auch von Bedeutung für die Frage, wie 
Aufwendungen für Bodenverbeſſerungen 
zu behandeln find. Wir müſſen die folgenden Gruppen von 
Aufwendungen unterſcheiden: 


1. Aufwendungen für die Anſchaffung des Grund und 
Bodens find 84 Abja 1 letzter Satz EStch gemäß bei der 
Gewinnermittlung nicht zu berückſichtigen. Erwirbt ein 
Steuerpflichtiger Grundſtücke, die für land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Zwecke völlig unbrauchbar ſind (Un⸗ 
land), ſo rechnen zu den Anſchaffungskoſten grundſätzlich 
auch die Koſten, die zur Urbarmachung des Bodens 
aufgewendet werden müſſen. Es wird durch die Urbar⸗ 
machung der Grund und Boden, der für den Betrieb der 
Land- und Forſtwirtſchaft erforderlich iſt, gewiſſermaßen 
erſt geſchaffen. Der Land» und Forſtwirt kann erſt 
nach der Urbarmachung mit dem Betrieb beginnen. Die 
Aufwendungen für die Herrichtung der Grundſtücke ſind 
deshalb als weitere Anſchaffungskoſten für den Grund 
und Boden anzuſehen. Aufwendungen, die im Rahmen 
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eines Betriebs jährlich gemacht werden, um 
Teil flächen urbar zu machen, find dagegen in der Regel 
als Betriebsausgaben abzugsfähig. Hinweis auf die 
Rey H⸗Urteile vom 2. November 1938, RStBl 1939 S. 125 
und vom 11. Oktober 1939, RStBI 1940 S. 28. 

Aufwendungen für die reinen Bodenverbeſſe⸗ 
rungen ſind Maßnahmen, durch die das vor— 
handene land» und forſtwirtſchaftlich genutzte oder 
nutzbare Land verbeſſert wird, ohne daß beſondere 
Anlagen errichtet werden. Es rechnen dazu neben der 
regelmäßig wiederkehrenden Bodenbearbeitung und 
Düngung auch Bodenverbeſſerungen, die ſich auf 
mehrere Jahre auswirken. 


Beiſpiele: 

Der Ertrag eines verwahrloſten Feldes wird dadurch 
gehoben, daß es vom Unkraut oder von Steinen frei gemacht 
wird. Eine verſäuerte Wieſe wird umgebrochen und neu 
beſät. Eine Wieſe oder ein Kleefeld wird neu angelegt. 


Die Aufwendungen für die reinen Bodenverbeſſerun⸗ 
gen find als Betriebsausgaben abzugs⸗ 
fähig (84 Abſatz 4 EStG). Sie können auch inſoweit 
nicht aktiviert werden, als ſie dem Betrieb für eine Reihe 
von Jahren zugute kommen. Es handelt ſich um Auf⸗ 
wendungen auf den nackten Grund und Boden, die nicht 
aktivierungsfähig find (8 4 Abſatz 1 letzter Satz EStG). 

3. Aufwendungen für beſondere Anlagen, die auf 
oder im Grund und Boden errichtet oder wieder: 
hergeſtellt werden, find zu aktivieren, wenn ſie 
im Verhältnis zum land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieb 
einen erheblichen Umfang haben. Solche Anlagen ſind 
als Gegenſtände des beweglichen Anlage 
kapitals anzuſehen. 


Beiſpiele: 

A. Bauliche Anlagen, wie Pumpen, Drainagen, Stau⸗ 
anlagen, Wege, Brücken, Einzäunung von Weiden; 

B. Pflanzenkulturen, wie Obſtzuchtanlagen, Spargel⸗ 
anlagen, Rebanlagen, Korbweidenkulturen, 


Aufwendungen für derartige Anlagen ſind aktivie⸗ 
rungspflichtig, wenn ſie im Verhältnis zu dem betreffen 
den Betrieb einen erheblichen Umfang haben. Es 
kommt darauf an, ob es ſich nach Art und Umfang des 
Betriebs um eine weſentliche oder um eine 
unweſentliche Ausgabe handelt. Die Entſchei⸗ 
dung iſt nach Lage des Einzelfalls zu treffen. Hinweis 
auf die RFH⸗Urteile vom 4. Januar 1939, NStBL 1939 
S. 297 und vom 11. Oktober 1939, RStBl 1940 S. 28. 

Haben die Aufwendungen einen erheblichen Umfang, 
jo iſt es ohne Bedeutung, ob die neue Anlage eine Er 
höhung des Ertrags oder eine Minderung der 
Ausgaben oder eine Wertſteigerung bewirkt 
hat. Es handelt ſich um Herſtellungsaufwand, der akti⸗ 
viert werden muß. Die Koſten der Anſchaffung oder Her⸗ 
ſtellung find 87 Abſatz 1 EStG gemäß auf die voraus⸗ 
ſichtliche Lebensdauer der Anlagen zu verteilen, ſoweit 
nicht Bewertungsfreiheit beſteht und in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird (Hinweis auf die EStR für 1939 Ab⸗ 
ſchnitt 13). 

Laufende Aufwendungen für die Inſtandhaltung 
a Anlagen find Betriebsausgaben ($4 Abſatz 4 


0 


5. Richtlinien für Viehbewertung 


Für die Gewinnermittlung buchführender Land- und 
Forſtwirte iſt auch eine Bewertung des lebenden In⸗ 
bentars erforderlich. Die Einzelbewertung des 
lebenden Inventars iſt erfahrungsgemäß ſchwierig. Der 
Reichsminiſter der Finanzen hat ſich deshalb auf Grund des 
5 46 EStG 1925 damit einverſtanden erklärt, daß Vieh⸗ 
durchſchnittswerte feſtgeſetzt werden. Die Durch⸗ 
ichnittswerte find von den Oberfinanzpräfidenten 
aufgeſtellt worden. 

„ Viehdurchſchnittswerte find allgemein für Pferde und 
Rindvieh feſtgeſetzt worden. In einzelnen Oberfinanz⸗ 
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bezirken beſtehen auch Durchſchnittswerte für Schweine, 
Schafe, Geflügel uſw. Für die Bewertung der Pferde, 
Rinder uſw. ſind in der Regel mehrere Altersklaſſen 
gebildet worden. Einzelne Oberfinanzpräſidenten unter⸗ 
ſcheiden bei Pferden außerdem, ob es ſich um ſchwere, um 
mittelſchwere oder um leichte Tiere handelt. 


Beſonders wertvolle Tiere können nicht nach 
Durchſchnittſätzen bewertet werden. Sie ſind einzeln zu 
bewerten. Das gilt insbeſondere für Zuchttiere (Zucht⸗ 
hengſte, Zuchtſtiere uſw.), für Rennpferde und für andere 
beſonders wertvolle Tiere (Hinweis auf das RFc⸗Urteil 
vom 6. Dezember 1939, RStBl 1940 S. 282). Für die 
Einzelbewertung gelten die allgemeinen Vorſchriften. Es 
ſind insbeſondere Abſetzungen für Abnutzungen zuläſſig, die 
ſich nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer der Tiere 
richtet. Die Bewertung nach Durchſchnitt ſätzen 
ſchließt Abſetzungen für Abnutzung aus. 


Die Viehdurchſchnittswerte haben ab dem Wirtſchafts⸗ 
jahr 1933/34 — ſeit der Anwendung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes 1934 --— ihre rechtsverbindliche Kraft verloren. Sie 
ſind aber als „Richtlinien“ weiter anzuwenden. Es iſt 
dem Land- und Forſtwirt freigeſtellt, ob er von der 
Bewertung nach Durchſchnittſätzen Gebrauch machen will. 
Hat er aber einmal dieſe Bewertung gewählt, ſo iſt er an ſie 
gebunden. Er kann nur aus zwingenden Gründen von 
den Durchſchnittswerten abweichen. Hinweis auf das NFS- 
Urteil vom 29. Januar 1936, RStBl 1936 S. 752. Die Be⸗ 
1 nach Durchſchnittswerten iſt in der Praxis die 

egel. 

Die Durchſchnittswerte ſind Schätzungswerte, die in der 
Regel den Teilwerten im Sinn des § 6 EStG entſprechen. 
Es liegt im übrigen im Weſen der Bewertung nach Richt⸗ 
linien, daß einzelne Wertſchwankungen bei der Be⸗ 
wertung an den einzelnen Bilanzſtichtagen un be tüd- 
ſichtigt bleiben müſſen. Es können nicht jede Verände⸗ 
rung der Viehpreiſe und jede Wertveränderung des Vieh⸗ 
beſtands innerhalb des Betriebs berückſichtigt werden. Der 
Zweck der Durchſchnittswerte, die Viehbewertung zu er⸗ 
leichtern und zu vereinfachen, würde ſonſt vereitelt werden. 
Solche Wertſchwankungen gleichen ſich auch im Laufe der 
Jahre von ſelbſt aus. Verbeſſert oder verſchlechtert ſich der 
Viehbeſtand im Einzelfall grundlegend, z. B. durch 
Umſtellung der Viehhaltung, ſo kann von den Durchſchnitts⸗ 
werten abgewichen werden. Hinweis auf das RF. Urteil 
vom 29. Januar 1986, RStBl 1936 S. 752. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Erlaß vom 
26. Juni 1933 S 2142 — 22 III eine allgemeine Herab⸗ 
ſetzung der Durchſchnittswerte zugelaſſen. Die Senkung 
durfte bei Rindvieh, Schafen und Schweinen rund 20 vom 
Hundert, bei Pferden bis zu 10 vom Hundert betragen. Es 
war den Landwirten überlaſſen, von der Senkung entweder 
für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs 1939/33 oder für den 
Schluß des Wirtſchaftsjahrs 1933/34 Gebrauch zu machen. 
Die Senkung beruhte auf dem damaligen erheblichen Rück ⸗ 
gang der Viehpreiſe. Die Oberfinanzpräſidenten 
haben demgemäß neue Durchſchnittswerte feſtgeſetzt. 

Ein großer Teil der Landwirte hat von dieſer Ermächti⸗ 
gung Gebrauch gemacht. Landwirte, die ihren Gewinn durch 
Gegenüberſtellung der Einnahmen und 
Ausgaben ermittelten, konnten die Durchſchnittswerte 
nicht ſenken (Hinweis auf das RF H⸗Urteil vom 23. No⸗ 
vember 1938, RStBBl 1939 S. 119). Andere Landwirte haben 
freiwillig ihre früheren ungekürzten Viehdurchſchnitts⸗ 
werte beibehalten. Die Gleichmäßigkeit der Bewertung 
iſt dadurch erheblich beeinträchtigt worden. 

Die Viehpreiſe ſind ſeit dem Preisrückgang in den 
Jahren 1931 bis 1933 wieder geſtiegen. Die geſenkten 
Viehdurchſchnittswerte entsprechen nicht mehr der Preisent⸗ 
wicklung der letzten Jahre. 5 

Eine gleichmäßige Bewertung, die den heutigen Preis- 
verhältniſſen entſpricht, ift wünſchenswert. Die ESER für 
1939 beſtimmen deshalb, daß Betriebe, die ihre Durch⸗ 
ſchnittswerte geſenkt haben, wieder zu den früheren 
Werten als Richtſätzen zurückkehren müſſen. Der übergang 
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kann nicht in einem Wirtſchaftsjahr, ſondern nur all⸗ 
mählich erzielt werden. Es würde dem Grundſatz, daß 
nichtverwirklichte Gewinne nicht ausgewieſen werden dürfen, 
widerſprechen, wenn Landwirte auch ihren bisherigen 
Viehbeſtand höher bewerten würden. Die unge fürzten 
Werte ſind deshalb nur auf den Zugang (Geburt oder 
Zukauf) an Vieh anzuwenden. Es wird auf dieſe Weiſe er⸗ 
reicht, daß der geſamte Viehbeſtand im Laufe mehrerer 
Jahre gleichmäßig mit den ungekürzten Durchſchnittswerten 
angeſetzt wird. 


Die Bewertung für den Abſchluß des Wirtſchaftsjahrs 
1938/39 iſt größtenteils ſchon durchgeführt. Die EStR für 
1939 ſchreiben deshalb vor, daß die ungekürzten Durch⸗ 
ſchnittswerte erſtmalig für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs 
1939/40 zugrunde zu legen ſind. Soweit die Oberfinanz⸗ 
präſidenten eine entſprechende Anordnung ſchon für einen 
een Zeitpunkt getroffen haben, hat es dabei fein Be⸗ 
wenden. 


Das lebende Inventar kann nach den von den Ober⸗ 
finanzpräſidenten feſtgeſetzten Viehdurchſchnittswerten ouch 
bei der Eröffnung eines Betriebs oder beim 
Beginn der Buchführungspflicht in der Er⸗ 
öffnungsbilanz angeſetzt werden. Das gilt auch dann, wenn 
die tatſächlichen Anſchaffungskoſten niedriger ſind als 
die Viehdurchſchnittswerte. Es werden durch den Anſatz der 
Durchſchnittswerte in der Eröffnungsbilanz Härten ver⸗ 
mieden, die entſtehen können, wenn für den Schluß des 
Wirtſchaftsjahrs die Durchſchnittswerte angeſetzt werden 
u die Anſchaffungskoſten unter den Durchſchnittswerten 
iegen. 


Es war bisher nicht einheitlich geregelt, welche 
Durchſchnittswerte bei der Eröffnung eines Betriebs oder 
beim Beginn der Buchführungspflicht zugrunde zu legen 
ſeien, die gekürzten oder die ungekürzten Durch⸗ 
ſchnittswerte. Einzelne Oberfinanzpräſidenten haben für 
ihren Bezirk wegen des Steigens der Viehpreiſe ſchon in 
früheren Jahren angeordnet, daß in dieſen Fällen die un⸗ 
gekürzten Viehdurchſchnittswerte als Richtlinien anzu⸗ 
wenden ſeien. Andere Oberfinanzpräſidenten haben eine 
dahin gehende Anordnung nicht getroffen. Die EStR für 
1939 ordnen an, daß in dieſen Fällen allgemein ab 
dem Wirtſchaftsjahr 1939/40 die ungekürzten Werte 
zugrunde zu legen ſind. 


6. Durch behördlichen Zwang veranlaßte Veräußerungen 


Es ſind in den vergangenen Jahren oft Grundſtücke 
enteignet oder unter dem Zwang einer drohen ⸗ 
den Enteignung veräußert worden, z. B. an die Wehr⸗ 
macht, zur Anlage von Truppenübungsplätzen, Flugplätzen 
uſw. und zum Bau von Reichsautobahnen. Die einkommen⸗ 
ſteuerliche Behandlung dieſer Veräußerungen hat zu 
manchen Zweifeln Anlaß gegeben. Abſchnitt 29 der EStR 
für 1939 gibt deshalb eine kurze Zuſammenſtellung der maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte. 


Geſetze und Verordnungen, die die Deckung des 
Landbedarfs der öffentlichen Hand regeln, 
beſtimmen zum Teil, daß Geſchäfte und Verhandlungen, die 
der Durchführung der Landbeſchaffung und der Landent⸗ 
ſchädigung dienen, von allen Gebühren, Stempelabgaben 
und Steuern des Reichs, der Länder und der ſonſtigen 
öffentlichen Körperſchaften befreit ſind. Dieſe Befreiungen 
erſtrecken ſich regelmäßig nicht auf die Einkommenſteuer. 
Hinweis z. B. auf das Geſetz über die Landbeſchaffung für 
Zwecke der Wehrmacht vom 29. März 1935 (RGBl I 
S. 467) und die Verordnung zur Durchführung und Er⸗ 
gänzung des Geſetzes über die Landbeſchaffung für Zwecke 
der Wehrmacht vom 21. Auguſt 1935 (RGBl I S. 1097). 
Die Entſchädigungen aus der Zwangsveräußerung ſind 
aber nach anderen Vorſchriften oft ſteuerlich begünſtigt. 


Einnahmen aus der Veräußerung des Grund und 
Bodens ſcheiden von vornherein für die Steuerpflicht 
aus. Der Wert des Grund und Bodens, der zum Anlage⸗ 
vermögen gehört, bleibt bei der Gewinnermittlung außer 
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Anſatz (84 Abſatz 1 letzter Satz ESG). Auch Entſchädi⸗ 
gungen, die für das Feldinventar und für die 
ſtehende Ernte gezahlt werden, ſind bei der Gewinn⸗ 
ermittlung des abziehenden Landwirts nicht zu berück⸗ 
ſichtigen (Hinweis auf den Runderlaß vom 23. Juli 1938 
S 2141 — 70 III, RStBl 1938 S. 721). 


Beſondere Anlagen, die auf oder im Grund und 
Boden errichtet werden, z. B. Gebäude, Drainagen, Stau⸗ 
anlagen und Pflanzenkulturen, und der ſt ehende Wald 
ſtellen beſondere Wirtſchaftsgüter dar, bei denen § 4 Ab⸗ 
ſatz 1 letzter Satz EStG nicht anwendbar iſt. Das gleiche 
gilt nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs von 
Bodenſchätzen, wie Kohle, Kali und Stein. Hinweis 
auf Abſchnitt 4. 


Wird die Veräußerung eines land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebs oder Betriebsteils durch behördlichen Zwang 
veranlaßt, fo entſteht ein ftenerpflichtiger Gewinn nicht, 
wenn die Entſchädigung in voller Höhe zur Erſatz⸗ 
beſchaffung verwendet wird. Die ſtille Rücklage 
(das iſt der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Buchwert und 
dem Betrag der Entſchädigung für das ausgeſchiedene Wirt⸗ 
ſchaftsgut), die durch die Veräußerung aufgelöſt wird, kann 
auf das Erſatzwirtſchaftsgut übertragen werden. 
Die Entſchädigung muß für das Wirtſchaftsgut ſelbſt 
gezahlt werden. Eine etwaige Entſchädigung für die Auf ⸗ 
gabe des Betriebs, für Umzugskoſten; für ent⸗ 
gehenden Gewinn und dergleichen iſt keine Ent⸗ 
ſchädigung für das ausgeſchiedene Wirtſchaftsgut. Hinweis 
auf die EStR für 1939 Abſchnitt 9 und das RF H⸗Urteil 
vom 18. Oktober 1939 (RStBl 1940 S. 238). 


Wird Erſatz nicht beſchafft oder kann die Rücklage nicht 
in voller Höhe auf das Erſatzwirtſchaftsgut übertragen 
werden, fo führt die Veräußerung zu einem ſteuer⸗ 
pflichtigen Gewinn. Dieſer iſt mit einem er⸗ 
mäßigten Steuerſatz heranzuziehen, wenn es ſich um 
die Veräußerung eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebs oder Teilbetriebs (8 14 Estch) handelt 
(8 34 Abſatz 2 Ziffer 2 EStG). Der Steuerſatz iſt in den 
Fällen, in denen die Veräußerung des Betriebs oder Teil⸗ 
betriebs durch behördlichen Zwang veranlaßt 
worden iſt. 


bei Steuerpflichtigen, die in die Steuergruppe I fallen, 
nur auf 18 vom Hundert, 

bei Steuerpflichtigen, die in die Steuergruppe II fallen, 
nur auf 14 vom Hundert und 

bei Steuerpflichtigen, die in die Steuergruppe III oder IV 
ſallen, nur auf 10 vom Hundert 


des Gewinns zu bemeſſen. 


Der ermäßigte Steuerſatz iſt nur auf den Ver⸗ 
äußerungs gewinn anzuwenden. Der bis zur Abgabe 
erzielte laufende Gewinn iſt nach der Einkommenſteuer⸗ 
tabelle zu verſtenern. 


Iſt der land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betrieb oder Teil⸗ 
betrieb vor dem 1. Januar 1938 veräußert worden, 
ſo iſt der bei der Veräußerung erzielte Gewinn in der Regel 
überhaupt ſteuerfrei. Hinweis auf § 15 der Zweiten 
ESt DV O. 

Bei der Zwangsveräußerung von Waldgrund⸗ 
ſtücken kann ein ermäßigter Steuerſatz auch dann an⸗ 
gewendet werden, wenn es ſich nicht um einen forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb oder Teilbetrieb handelt. Waldnutzun⸗ 
gen, die durch geſetzlichen oder behördlichen 
Zwang veranlaßt worden find, ſind aus volkswirt⸗ 
ſchaftlichen oder ſtaatswirtſchaftlichen 
Gründen geboten. Es handelt ſich bei ihnen um eine 
außerordentliche Waldnutzung im Sinn des 
8 34 Abſatz 3 EStch (Hinweis auf die EStR für 1939 Ab⸗ 
ſchnitt 88 Abſatz 2). 


Pe: >; Steuerpflichtige hat hier die Wahl, ob er die Ein- 
künfte aus der außerordentlichen Waldnutzung nach dem er⸗ 
mäßigten Steuerſatz des § 34 Abſatz 1 oder nach der Ein⸗ 
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fommenfteuertabelle verſteuern will. Die Einkommenſteuer⸗ 
tabelle iſt anzuwenden, wenn ein Beſtandsverg leich 
für das ſtehende Holz vorgenommen wird. Beantragt der 
Steuerpflichtige die Zubilligung eines ermäßigten Steuer⸗ 
ſatzes, ſo muß er auf einen Beſtandsvergleich verzichten. 
Er kann von dem Teil des Kaufpreiſes, der auf das ſtehende 
Solz entfällt, nur die mit dieſer Einnahme im wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhang ſtehenden Betriebsausgaben 
abziehen. Soweit die Nutzung über die regelmäßigen 
Nutzungen hinausgeht, die nach forſtwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſätzen nachhaltig regelmäßig zu erzielen ſind, iſt ſie als 
außerordentliche Waldnutzung im Sinn des 
§ 34 Abſatz 3 EStG anzuſehen. Es find auf den Gewinn die 
oben bezeichneten Höchſtſtenerſätze (18, 14 oder 10 
vom Hundert) anzuwenden. 1 

Bei der Veräußerung von Teilen eines Betriebs 
(Grundſtücken) entſtehen oft Erſchwern Dee die 
Wirtſchaftsführung. Dieſe können ſich dadurch er⸗ 
geben, daß durch die Abgabe von Betriebsteilen der vor⸗ 
handene Gebäudebeſtand und der In venta r⸗ 
beſtand über die Erforderniſſe des Reſtbetriebs hin⸗ 
ausgehen. Der überbeſtand ſtellt ſich dann als eine 
Belaſtung für den Betrieb dar. Es kann ſich auch durch die 
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Abtrennung von Betriebsteilen die Bewirt⸗ 
ſchaftung des Betriebs verteuern. 
Beiſpiel: 
Eine Autobahn wird quer durch den Betrieb geführt. Sie 
läßt nur an wenigen Stellen einen Übergang. Es ſind deshalb 
Umwege erforderlich, die höhere Koſten verurſachen. 


Der Käufer zahlt in der Regel für derartige Erſchwer⸗ 
niſſe eine Entſchädigung. Der Runderlaß des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 23. Juli 1938 S 2141 — 70 III 
(RStBl 1938 S. 721), auf den in den Abſchnitten 28 und 29 
der EStR für 1939 hingewieſen wird, beſtimmt, wie dieſe 
eee für Wirtſchaftserſchwerniſſe zu behandeln 
ſind. 


Es ſind oft Zweifel darüber entſtanden, in welchen 
Fällen der Runderlaß vom 23. Juli 1938 anzuwenden iſt. 
Gilt er auch für die Fälle, in denen der Beſitz vor der Be⸗ 
kanntgabe des Erlaſſes gewechſelt hat? Der Erlaß vom 
23. Juli 1938 iſt in allen Fällen anzuwenden, in denen 
die Veranlagung noch nicht rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt. Er iſt nicht anzuwenden, wenn ſchon 
rechtskräftige Veranlagungen auf Grund einer Betriebs⸗ 
prüfung berichtigt werden. 


Der Steuerkurszettel Von Amtsrat Broßmer, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Geltungsbereich der Steuerkurſe, 
Angaben über die Wertpapiere in den Vermögensertlärungen, 
Umfang der Angaben über die Wertpapiere in den Vermögens⸗ 
erklärungen, 
. Zweck der Feſtſetzung der Steuerkurſe, 
„ Aufſtellung des Steuerkurszettels, 
Wie werden die Steuerkurſe feſtgeſetzt? 
. Aufbau des Steuerkurszettels 
a) Hauptgruppe A 
b) Hauptgruppe B 
e) Anhang 
d) Wertpapiernummer 
e) Inhaltsverzeichnis, 
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1. Geltungsbereich der Steuerkurſe 


Der Steuerkurszettel 1940 iſt in Nr 19 des Deutſchen 
Reichsanzeigers vom 23. Januar 1940 erſchienen. In dem 
Steuerkurszettel find Steuerkurſefürinländ iſche 
und ausländiſche Wertpapiere feſtgeſetzt. Dieſe 
Steuerkurſe find maßgebend für die Ver mögen⸗ 
ſteuerveranlagung 1940 und für die Feſtſtellung der 
Einheitswerte für gewerbliche Betriebe. 
Der Steuerpflichtige muß zu dieſem Zweck ſeine Wertpapiere 
in der Vermögenserklärung 1940 bewerten. Die 
Erklärung iſt ſpäteſtens am 29. Februar 1940 abzu⸗ 
geben geweſen. Die Kurſe ſind für die Wertpapiere anzu⸗ 
wenden, die zum gewerblichen Betriebsver⸗ 
mögen oder zum Sonſtigen Vermögen linsbeſon⸗ 
dere Kapitalvermögen) des Steuerpflichtigen gehören. Das 
gilt auch in den Fällen, in denen die Wertpapiere einem 
gewerblichen Betrieb dienen, deſſen Wirtſchaftsjahr 
vom Kalenderſahr abweicht. Eine Aktiengeſellſchaft z. B., 
die auf den 30. Juni abſchließt, hat in der Vermögens⸗ 
erklärung 1940 ihren am 30. Juni 1939 vorhandenen Wert⸗ 
papierbeſitz mit den Steuerkurſen anzuſetzen, die im Steuer⸗ 
kurszettel 1940 feſtgeſetzt ſind. 

Die Steuerkurſe gelten auch für Fortſchreibun⸗ 
gen und für Nachfeſtſtellungen von Einheitswerten 
gewerblicher Betriebe und für Neuveranlagungen 
und Nachveranlagungen der Vermögenſteuer bis 


zum nädften Hauptveranlagungszeit⸗ 
punkt. N \ 
Die Steuerkurſe find dagegen nicht maßgebend 


für die Einkommenſteuererklärung und die 
Körperſchaftſteuererklärung für das Kalender⸗ 
jahr 1939, die auch bis zum 29. Februar 1940 abzugeben war. 


halt; 


8. Bezeichnung der Steuerkurſe, 


9. Hinweiſe im Steuerkurszettel 
a) Hinweis auf die vollſtändige Bezeichnung des Wertpapiers 
p) Hinweis auf die amtliche Notierung des Wertpapiers, 
10. Behandlung einzelner Arten von Wertpapieren 
a) Keine Umrechnung bei Wertpapieren, die auf eine aus⸗ 
ländiſche Währung lauten 
p) Anleihe⸗Ablöſungsſchulden 
c) Steuergutſcheine II, 
11. Vorbemerkungen, 
12. Rechtsmittel. 


2. Angaben über die Wertpapiere in den Vermögenserklä⸗ 
rungen 

Alle Muſter für die Vermögenserklärungen enthalten 
einen beſon deren Abſchnitt, der für die Angabe der 
Wertpapiere vorgeſehen iſt. Iſt der Eigentümer der Wert⸗ 
papiere eine natürliche Perſon o hne Gewerbe⸗ 
betrieb, ſo hat er ſie in der Vermögenserklärung Vm 1 (1940) 
auf Seite 3 Abſchnitt IV ce anzugeben. Er macht die Angaben 
über die Wertpapiere dagegen unter Ziffer 4 des Anhangs 
Gew (1940) zur Vermögenserklärung Um 1, wenn die Wert⸗ 
papiere zum Betriebsvermögen gehören. Iſt 
der Eigentümer der Wertpapiere eine nichtnat ürliche 
Perſon oder eine Perſonengeſellſchaft (3. B. eine Offene 
Handelsgeſellſchaft oder eine Kommanditgeſellſchaft), ſo hat 
er die Wertpapiere in der Vermögenserklärung Vm 2 (1940) 
auf Seite 3 unter Ziffer 8 anzugeben. 


3. Umfang der Angaben über die Wertpapiere in den Ver⸗ 
mögenserklärungen 

Die Wertpapiere ſind einzeln anzugeben, wenn ſie nicht 
zum Betriebsvermögen gehören. Das gilt für Wertpapiere 
mit oder ohne Steuerkurs. Gehören die Wertpapiere 
dagegen zum Betriebsvermögen, ſo ſind Einzel⸗ 
angaben nur für die Wertpapiere ohne Steuerkurs erfor⸗ 
derlich. Bei den Wertpapieren mit Steuerkurs genügt die 
Angabe ihres Geſamtwerts in einer Summe. Es iſt aber 
zwedmäßig, auch eine Aufſtellung d iejfer Wertpapiere 
beizufügen. £ 

Die Wertpapiere find in den Fällen genau zu De: 
zeichnen, in denen ſie einzeln anzugeben ſind. Dabei iſt 
auch der feſtgeſetzte Steuerkurs einzutragen. Bei feſt⸗ 


verzinslichen Wertpapieren iſt auch der Zins ſatz anzu⸗ 
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geben. Iſt für ein Wertpapier kein Steuerkurs feſtgeſetzt 
worden, ſo hat der Eigentümer den gemeinen Wert (Ver⸗ 
kaufswert) des Wertpapiers vom 3 1. De zember 1939 
anzugeben. 

Jeder Eigentümer von Wertpapieren muß, bevor er die 
Vermögenserklärung aufſtellt, prüfen, ob und welcher 
Steuerkurs für feine Wertpapiere feſtgeſetzt iſt. 


J. Zweck der Feſtſetzung der Steuerkurſe 


Die Feſtſetzung von Steuerkurſen hat 
den Zweck, daß jedes Wertpapier in allen 
Teilen des Reichsgebiets gleich hoch und 
richtig bewertet wird. Das erſpart ſpätere 
ſchwierige und zeitraubende Wertermitt- 
lungen. Dazu iſt der Steuerkurszettel aufgeſtellt worden. 

Dieſe Regelung iſt vorteilhaft für Steuer⸗ 
pflichtige, für Banken und Veranlagungs⸗ 
behörden. Der Benutzer des Steuerkurszettels braucht 
für ein Wertpapier mit Steuerkurs nicht feſtzuſtellen, ob 
und an welchen Plätzen das Papier amtlich oder im 
Freiverkehr oder von Bank zu Bank gehandelt wird. Ab⸗ 
weichende Kursnotierungen für das gleiche 
Papier an verſchiedenen Börſen zwingen ihn nicht zu Über⸗ 
legungen, an welcher Börſe es vorwiegend gehandelt wird 
und wie dieſe Kursnotierungen auszugleichen ſind. Er 
braucht ſich nicht in der Bed eutung der vielen, auch 
untereinander verſchiedenen Mer kzeichen der Bör⸗ 
ſenkursblätter (3. B. „b“, „bez.“, „G.“, „B“ oder 
„K“, „bez. G.“, „bez. B.“) auszukennen. Er iſt nicht ge⸗ 
zwungen, nach Gruppierung und Reihenfolge verſchie⸗ 
denartig eingerichtete Kursblätter durchzu⸗ 
ſtudieren oder etwa — nicht überall erreichbare — Nach⸗ 
ſchlagebücher (Börſenhandbücher, Rentenführer, Hand⸗ 
buch der deutſchen Aktiengeſellſchaften) zu Rate zu ziehen. 

Der Benutzer des Steuerkurszettels braucht die Frage, 
ob der Großverkehrskurs oder der Einheits⸗ 
kurs für ſein Papier maßgebend iſt, ſo wenig aufzuwerfen, 
mie die, ob etwa der dem Steuerkurs zugrunde gelegte Kurs 
ein Zufalls kurs oder ein „gemachter“, d. h. von 
intereſſierter Seite beeinflußter Kurs iſt. Wertpapiere 
ſind in vielen Fällen nicht am maßgebenden Stichtag, ſon⸗ 
dern an weit zurückliegenden Tagen gehandelt 
worden. Der Wertpapierbeſitzer, der Bankbeamte und der 
Veranlagungsbeamte würden ohne den Steuerkurszettel in 
dieſen Fällen dem Kurs nachzugehen und ſich vielleicht mit 
einer großen Anzahl von Kursblättern zu plagen haben. 
Sie würden eine ſolche Arbeit ſo oft zu leiſten haben, wie 
die vorhanden ſind, die das gleiche Papier 

eſitzen. 


Der Steuerkurszettel enthebt die Perſonen, die zu 
ſteuerlichen Zwecken Angaben über den Wert von Wert⸗ 
papieren zu machen haben, der Prüfung all dieſer Fragen, 
weil ſie bereits bei der Ermittlung und Feſtſetzung der 
Steuerkurſe zu klären waren. 

Der Steuerkurszettel ſoll für viele Schichten des 
Volks ein Hilfsmittel ſein. Es war deshalb bei ſeinem 
Aufbau auf eine ein fache Form Bedacht zu nehmen. 
Jedermann ſoll ihn leicht verſtehen und ſich in ihm 
zurechtfinden können. Die genaue Bezei chnung der 
Steuerkurſe (ſiehe Abſchnitt 8) und die Hinweiſe in dem 
e (ſiehe Abſchnitt 9) dienen beſonders dieſem 

weck. 


5. Aufſtellung des Steuerkurszettels 


Die 88 70 bis 72 des Reichsbewertungsgeſetzes (RBewG) 
in Verbindung mit den 88 56, 60 u. f. der Durchführungs⸗ 
verordnung zum Reichsbewertungsgeſetz (RBew DD) bilden 
die geſetzliche Grundlage für die Aufſtellung des 
Steuerkurszettels. Der Reichsminiſter der Finanzen hat den 
30. Auguſt 1939 als Stichtag für die Feſt⸗ 
ſetzung von Steuerkurſen beſtimmt (8 56 
RBew D). Die Steuerkurſe weichen deshalb von den 
Kurſen von Ende Dezember 1939 ab. Die Abweichun⸗ 
gen ſind für feſtverzinsliche Wertpapiere im 
allgemeinen unerheblich. Die Kurſe der Aktien ſind 
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bis zum 31. Dezember 1939 geſtie gen. Die Steuerkurſe 
find deshalb im allgemeinen für Aktien etwas nie d Fe, 
als ſte nach den Kurſen vom 31. Dezember 1939 ſein würden. 
Der 30. Auguſt als Bewertungſtichtag kam insbeſondere 
aus dem Grund in Betracht, weil er noch vor dem Ein⸗ 
tritt des Kriegszuſtandes liegt. Es beſtand bei 
der Wahl eines ſpäteren Stichtags die Wahrſcheinlichkeit, 
daß beſonders die Unterlagen für die Bewertung der aus⸗ 
ländiſchen Wertpapiere nicht in dem erforderlichen Umfang 
zu beſchaffen geweſen wären. 

Der Bewertungſtichtag bezieht ſich nur auf die Feſt⸗ 
ſetzung der Steuerkurſe. Er iſt dagegen für die Ver⸗ 
mögenserklärung 1940 und für die Vermögenſteuerver⸗ 
anlagung 1940 ſelbſt ohne Belang. Es kommt für den 
Steuerpflichtigen und für den Veranlagungsbeamten nur 
darauf an, welche Wertpapiere dem Steuerpflich⸗ 
tigen am 1. Januar 1940 (bei Wertpapieren, die einem 
gewerblichen Betrieb mit vom Kalenderjahr abweichendem 
Wirtſchaftsjahr dienen: am zugrunde gelegten Abſchluß⸗ 
zeitpunkt) gehört haben und welcher Steuer- 
kurs für dieſe Wertpapiere fe ſtgeſetzt iſt. 


6. Wie werden die Steuerkurſe feſtgeſetzt? 


Die Steuerkurſe beruhen auf Kurſen, die an den zehn 
Deutſchen Wertpapierbörſen (Berlin, Breslau, 
Düſſeldorf, Frankfurt M., Hamburg, Hannover, Leipzig, 
München, Stuttgart, Wien) im amtli chen Handel, im 
Freiverkehr oder int Verkehr von Bank zu 
Bank (Telefonverkehr) erzielt worden find. Die 
Vorſtände der Deutſchen Börſen haben die 
Kurſe für amtlich notierte Werte ermittelt. Die einzelnen 
Ortsausſchüſſe der Ständigen Kommiſſion für An⸗ 
gelegenheiten des Handels in amtlich nicht notierten Werten 
bei der Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe haben die 
Kurſe für die Freiverkehrswerke ermittelt. Es 
waren dazu längere Vorarbeiten erforderlich. Die Steuer⸗ 
kurſe für die ausländiſchen Wertpapiere beruhen im weſent⸗ 
lichen auf Auskünften der Deutſchen Reichsbank. Die Kurſe 
ſind darauf im Reichsfinanzminiſterium zuſammengeſtellt 
worden. Sie mußten für die Feſtſetzung der Steuerkurſe in 
vielen Fällen einander angeglichen werden, wenn mehrere 
Börſenvorſtände oder Sachverſtändigenausſchüſſe voneinander 
abweichende Kursvorſchläge gemacht haben. Der Steuerkurs⸗ 
zettel 1940 wurde dann auf der Grundlage der umfang⸗ 
reichen Zuſammenſtellungen aufgeſtellt. 


7. Aufbau des Steuerkurszettels 


Der Steuerkurszettel 1940 hält ſich im Aufbau eng an 
die ſogenannte Wertpapiernumerierung. Die 
Vankenorganiſationen haben vor mehreren Jah⸗ 
ren im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſterien 
und Länderminiſterien, Börſenvorſtänden und Großbanken 
die Wertpapiernumerierung eingeführt. 
Der Steuerkurszettel hat ihre Gruppierung und die Reihen⸗ 
folge innerhalb der Gruppen übernommen. 


a) Hauptgruppe A 

Die Hauptgruppe A enthält die Steuerkurſe der in- 
ländiſchen Wertpapiere. Die Wertpapiere, die in 
der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen Gebieten, im Gebiet 
des ehemaligen Freiſtaats Danzig und im Memelgebiet ge⸗ 
handelt zu werden pflegen, ſind in der Hauptgruppe A mit⸗ 
aufgeführt. a „ 

Tie Hauptgruppe A iſt untergeteilt in die folgenden 
Abſchnitte und Unterabſchnitte: 

J. Offentliche Anleihen 

Reichs⸗ und Staatsanleihen 
Anleihen der Provinzialverbände und Regierungs⸗ 
bezirke 5 
Sammel⸗Ablöſungs⸗Anleihen 
Kreis⸗Anleihen 
Stadt⸗Anleihen 
Anleihen der öffentlich rechtlichen Verbände und 
Korporationen 
Loſe 


8 


Sg 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 9 


II. Pfandbriefe, Rentenbriefe 
liche Schuldverſchreibungen 
1. Pfandbriefe und ähnliche Schuldverſchreibungen der 
öffentlich⸗rechtlichen Kreditinſtitute 
2. Rentenbriefe 
3. Hypotheken⸗Pfandbriefe und Kommunal-⸗Obligatio⸗ 
nen der Hypothekenbanken 


III. Obligationen 


1. Obligationen (außer Verkehrs⸗Obligationen) 
2. Verkehrs⸗Obligationen 


IV. Aktien, ſonſtige Anteile und Genuß⸗ 

ſcheine an Geſellſchaften 

1. Induſtrie⸗Aktien 

2. Bank⸗Aktien 

3. Verkehrs⸗Aktien 

4. Verſicherungs⸗Aktien 

5. Sonſtige Anteile und Genußſcheine an Geſellſchaften 
V. Kuxe 


VI. Kolonialwerte. 


und ähn⸗ 


b) Hauptgruppe B 

Die Hauptgruppe B enthält die Steuerkurſe der aus- 
ländiſchen Wertpapiere. Die Wertpapiere, die im 
Protektorat Böhmen und Mähren und in der 
ehemaligen Republik Polen „beheimatet“ 
ſind, ſind in der Hauptgruppe B mitenthalten. Sie wurden 
in dieſe Gruppe aufgenommen, weil die genannten Gebiete 
i nicht als Inland zu betrachten 
ſind. 


Die Hauptgruppe B iſt untergeteilt in zwei Abſchnitte: 
I. In Deutſchland gehandelte Wertpapiere 
II. In Deutſchland nicht gehandelte Wertpapiere. 


Die Einteilung des Abſchnitts I der Hauptgruppe B ent- 
ſpricht im weſentlichen der der Hauptgruppe A. 


c) Anhang 


Ein Anhang iſt dem Steuerkurszettel beigefügt. Er 
enthält die Mittelfurje für ausländiſche 
Zahlungsmittel am 30. (3 1.) Dezember 1939. 
Die Mittelkurſe ſind aber ke ine Steuerkurſe. Die 
Kurſe ſind nur nachrichtlich abgedruckt, weil ſie oft für 
die Bewertung von ausländiſchen Geldſorten, Banknoten 
und von ausländiſchen Forderungen gebraucht werden. Bei 
der Bewertung gewerblicher Betriebe mit einem abweichen⸗ 
den Abſchlußtag, bei Fortſchreibungen und bei Nachfeſt⸗ 
ſtellungen find die Mittelkurſe nicht anwendbar. Für ſolche 
Bewertungen müſſen die Mittelkurſe des jewei⸗ 
ligen Stichtags zugrunde gelegt werden. 


d) Wertpapiernummer 


Soweit Wertpapiere eine Nummer der Wert— 
papiernumerierung tragen, iſt dieſe in einer be- 
londeren Spalte vor dem Namen des Wertpapiers an⸗ 
gegeben. Dieſe Angabe erleichtert beſonders den Banken 
die Arbeit bei den Wertpapieraufſtellungen. 


e) Inhalts verzeichnis 


Ein Inhaltsverzeichnis iſt dem Steuerkurszettel voran⸗ 
geſtellt, um die Überſicht zu erleichtern. 


8. Bezeichnung der Steuerkurſe 


Die Steuerkurſe ſind in Reichsmark angegeben. 
Es iſt im Steuerkurszettel jeweils vermerkt, wenn der 
Steuerkurs ſich nicht auf 100 Reichsmark Nenn- 
betrag bezieht, ſondern auf eine andere Nenn⸗ 
betragseinheit (z. B. Stück, Gramm, Tonne, Feſt⸗ 
meter, Dollar). In dieſen Fällen iſt bei den „per Stück“ 
gehandelten Wertpapieren die Bezeichnung „für 1 Stück“ 
angegeben und der Nennbetrag des Stücks hinzugefügt. Bei 


2. März 1940 / S. 105 


den übrigen Wertpapieren, deren Kurs ſich nicht auf. 
100 Reichsmark Nennbetrag bezieht, iſt der Nennbetrag an⸗ 
gegeben, für den der Steuerkurs in Betracht kommt (3. B. 
„für 1 9“, „für t“, „für 1 km“, „für 100 $”). 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger beſitzt am 1. Januar 1940 5 Stücke 
der Steinkohlenwert⸗Anleihe der Stadt Zwickau vom Auguſt 
1923. Drei Stücke lauten auf den Nennbetrag von je 
fünf Tonnen, zwei Stücke auf den Nennbetrag von je 
zehn Tonnen. Der Steuerkurs des Wertpapiers iſt auf 
20,60 RM für Ut feſtgeſetzt (Steuerkurszettel S. 5, Wert⸗ 
papier Nr. 18451). 


Der Steuerpflichtige hat im Abſchnitt IV c der Vermögens⸗ 
erklärung Vm 1 (1940) die Spalten wie folgt auszufüllen: 


Sp. 1: 18451. Zwickau (Sachſen), Stadt⸗Steinkohlen⸗ 
wert⸗Anleihe von Auguſt 1923 in t 

Spe o 

Sp. 3: 35 t 

Sp. 4a: 20,60 AM für ft 

Sp. 4b: — 

Sp. 5: 721. 


9. Hinweiſe im Steuerkurszettel 


a) Hinweis auf die vollſtändige Bezeich⸗ 
nung des Wertpapiers 

Die Börſen bezeichnen in vielen Fällen Wertpapiere, 
beſonders Aktien, mit abgekürzten Namen, ſoge⸗ 
nannten Börſennamen. Der Wertpapierbeſitzer braucht 
dieſe Bezeichnungen, die manchmal nur die Eingeweihten 
kennen, nicht auch zu kennen. Er kann den vollſtändi⸗ 
gen Namen ſeines Wertpapiers von dem Papier ſelbſt 
ableſen, aber nicht die bei Börſen übliche abgekürzte Be⸗ 
zeichnung. 

Ein Steuerkurs, der im Steuerkurszettel bei der üblichen 
Börſenbezeichnung eines Papiers aufgeführt iſt, enthält zu⸗ 
gleich einen Hinweis auf die vollſtändige Bezeichnung 
des Wertpapiers. 

Beiſpiel: 
Die Börſen bezeichnen die Aktien der Portland⸗Zement⸗ 
werke Heidelberg Altiengeſellſchaft in Heidelberg mit „Heidel⸗ 
berger Zement“. Der Steuerkurszettel enthält über dieſes 
Wertpapier die folgenden Einträge: 
auf Seite 22: 60470 * Heidelberger Zement, auch Portland⸗ 
Zenentwerke Heidelberg AG, Heidelberg, Steuer⸗ 
kurs 149, 

auf Seite 25: Portland⸗Zementwerke Heidelberg Ach, 
Heidelberger Zement 60470. 


Der Steuerkurs iſt in den meiſten Fällen bei dem 
üblichen Börſennamen aufgeführt, weil dieſe Be⸗ 
zeichnungen auch in den den Vermögenserklärungen bei⸗ 
gefügten Bankaufſtellungen angewendet ſind. 


Der Steuerkurs jedes Wertpapiers darf im Steuer⸗ 
kurszettel nur an einer Stelle aufgeführt ſein. Er 
darf niemals an der Stelle aufgeführt ſein, an der ſich 
ein Hinweis befindet, ſondern ſtets nur an der 
Stelle, auf die hingewieſen wird. Unrichtig⸗ 
keiten würden leicht entſtehen, wenn man den Steuerkurs 
für ein Wertpapier an allen Stellen des Steuerkurszettels 
eintragen würde, an denen das Papier unter verſchiedenen 
Bezeichnungen genannt iſt. Die Eintragung an allen Stellen 
würde außerdem eine Mehrarbeit verurſachen, die das 
a Erſcheinen des Steuerkurszettels gefährden 
önnte. 


ſiehe 


b) Hinweis auf die amtliche Notierung des 
Wertpapiers 

Die Wertpapiere, die an einer Deutſchen Börſe amt⸗ 

lich notiert ſind, ſind durch einen Stern kenntlich 

gemacht. 


S. 106 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Mr. 9 
...... — — — 89 


10. Behandlung einzelner Arten von Wertpapieren 


a) Keine Umrechnung bei Wertpapieren, die 
auf eine ausländiſche Währung lauten 


Wertpapiere, die auf eine aus län diſche Wäh⸗ 
rung lauten, brauchen bei der Errechnung ihres Werts 
nicht aus der ausländiſchen in die inländiſche Währung 
umgerechnet zu werden, wenn für das Wertpapier ein 
Steuerkurs feſtgeſetzt iſt. Die feſten Umrechnungsſätze 
und die Deviſenkurſe ſind in dieſen Fällen nicht anzuwenden. 
Der Umrechnungsſatz der ausländiſchen Währung iſt in der 
Höhe des feſtgeſetzten Steuerkurſes bereits berückſichtigt. 


Beiſpiele: 
A. Ein Steuerpflichtiger beſitzt am 1. Januar 1940 Stücke der 


Tprozentigen Deutſchen Außeren Anleihe von 1924 im Nenn⸗ 
betrag von insgeſamt 200 b. Es handelt ſich dabei um Sterling⸗ 
Schuldverſchreibungen dieſer Anleihe, die als „Britiſche Aus⸗ 
gabe“ bezeichnet wird. Die Stücke ſind mit Zertifikaten, d. h. 
mit Beſcheinigungen über ihre Handelbarkeit ausgeſtattet. Sie 
unterliegen deshalb nicht den deviſenrechtlichen Beſchränkungen. 
Der Steuerkurs für das Wertpapier (Wertpapiernummer 11903) 
iſt im Steuerkurszettel in der Hauptgruppe A „Inländiſche 
Wertpapiere“ mit 10,20 RM für 1 £ angegeben (ſiehe S. 2 
Sp. 1 des Steuerkurszettels). Es iſt in der Höhe des feſt⸗ 
geſetzten Steuerkurſes bereits berückſichtigt, daß ihm ein Kurs 
von 50 v. H. für 1 englifches Pfund zugrundeliegt. Der Steuer⸗ 
pflichtige hat im Abſchnitt TV ce Sp. 5 der Vermögenserklärung 
für ſeinen Beſitz an Stücken dieſes Wertpapiers den Betrag 
von 2040 RM einzuſetzen. 


Ein Steuerpflichtiger beſitzt am 1. Januar 1940 Stücke der 
3½prozentigen Däniſchen Staatsrente von 1886 im Nennbetrag 
von insgeſamt 2000 Kronen. Der Steuerkurs für das Wert⸗ 
papier (Wertpapiernummer 40701 iſt im Steuerkurszettel in der 
Hauptgruppe B „Ausländiſche Wertpapiere mit 40,30 RW 
für 100 Kronen angegeben (ſiehe S. 31 Sp. 1 des Steuer⸗ 
kurszettels). Der Steuerpflichtige hat im Abſchnitt IVe 
Spalte 5 der Vermögenserklärung für ſeinen Beſitz an Stücken 
dieſes Wertpapiers den Betrag von 806 RM einzuſetzen. 


b) Anleihe-Ablöſungsſchulden 


Eine kurze Anleitung für die Berechnung des Werts 
der Wertpapiere iſt beim Steuerkurs vieler Papiere 
ſelbſt vermerkt. Es ſollen dadurch Unklarheiten 
beieitigt werden. Die Steuerkurſe der Anleihe⸗ 
Ablöſungsſchulden mit Ausloſungsrecht des Deut⸗ 
ſchen Reichs und der Länder, von Sammel -Ablöſungs⸗An⸗ 
leihen, von Anleihe⸗Ablöſungsſchulden der Städte uſw. ent⸗ 
halten jeweils eine ſolche Anleitung. 

Beiſpiel: 

Ein Steuerpflichtiger beſitzt am 1. Januar 1940 Anleihe⸗ 
Ablöſungsſchuld des Deutſchen Reichs mit Ausloſungsrecht im 
Nennbetrag von je 125 RM. Der Steuerkurs dieſes Wert⸗ 
papiers iſt auf 13 2 v. H. feſtgeſetzt. Der Steuerkurs (ſiehe 
Steuerkurszettel S. 1 — Wertpapiernummer 10 000) enthält in 
Klammer den Vermerk: „Mit dieſem Kurs iſt das öfache 
des Nennbetrags der Ablöſungsſchuld anzuſetzen.“ Das ergibt 
im vorliegenden Fall einen Ausloſungswert von 5 X 125 
— 625 RM. Der Steuerpflichtige hat als Wert feiner Anleihe⸗ 
Ablöſungsſchuld mit Auslofungsrecht in der Vermögens⸗ 
erklärung den Betrag von (132 b. H. bon 625) 825 RM anzu⸗ 
ſetzen. Ein beſonderer Wert für die Ablöſungsſchuld don 
125 RM iſt daneben nicht anzuſetzen. 


. 
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c) Steuergutſcheine II 


Der Steuerkurszettel enthält Steuerkurſe für Steuer⸗ 
gutſcheine II, einlösbar ab Juni 1942, ab Juli 1942, ab 
Auguſt 1942 und ab September 1942 (ſiehe Steuerkurs⸗ 
zettel S. 1). 

Für die ab Oktober und ab November 1942 einlösbaren 
Steuergutſcheine II — Wertpapiernummern 2005 und 
2006 — find Steuerkurſe nicht feſtgeſetzt worden, weil Kurſe 
für dieſe Papiere am maßgebenden Stichtag nicht notiert 
waren. Die Papiere würden infolgedeſſen mit dem inlän⸗ 
diſchen amtlichen Kurswert oder gemeinen Wert vom 
31. Dezember 1939 zu bewerten ſein. Der Reichsminiſter der 
Finanzen hat ſich aber damit einverſtanden erklärt, daß der 
Bewertung der 
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Steuergutſcheine II, einlösbar ab Oktober 1942, ein Kurs 
von 94 v. H., 

Steuergutſcheine II, einlösbar ab November 1942, ein 
Kurs von 94 v. H. 


zugrunde gelegt wird. Dieſer Kurs entſpricht dem für die 
Steuergutſcheine II, einlösbar ab September 1942, feſt⸗ 
geſetzten Steuerkurs. 


11. Vorbemerkungen 


Die Vorbemerkungen auf Seiten 1 und 2 des Steuer⸗ 
kurszettels geben in kurzen Zügen den Inhalt der maß⸗ 
gebenden Bewertungsvorſchriften wieder. Sie behandeln 
insbeſondere die Beſtimmungen über die Bewertung von 
Mehrſtimmrechtsaktien ohne ſelbſtändigen Steuer⸗ 
kurs (8 58 RBew D), die Bewertung von Aktien uſw. in 
beſonderen Fällen (§ 59 RBew DV) und die Ab⸗ 
leitung von Steuerkurswerten (8 62 RBew D). In 
dem Abſchnitt B Wertpapiere, für die ein Steuerkurs ab⸗ 
zuleiten iſt“ ſind übereinſtimmend mit der Faſſung des § 62 
der Durchführungsverordnung zum Reichsbewertungsgeſetz 
die Vorzugsaktien, die Vorratsaktien und die jungen Aktien 
aufgeführt. Durch ein Verſehen iſt leider eine Zeile aus⸗ 
gefallen, in der die Genußſcheine aufgeführt werden ſollten. 
Unter der eingerückten Zeile „Junge Aktien mit 90 v. H. 
des Steuerkurſes der gewöhnlichen Stammaktie“ hätte eine 
weitere eingerückte Zeile erſcheinen müſſen mit dem Wortlaut 


„Genußſcheine mit 50 v. H. des Steuerkurſes der ge⸗ 
wöhnlichen Stammaktie“. 


Die Wiedergabe der Bewertungsvorſchriften im Steuer⸗ 
kurszettel iſt inſoweit nicht ganz vollſtändig. 

u Die Bewertungsvorſchrift des 8 57 Abſatz 2 RBew D 
ſei noch erwähnt. Der Steuerkurswert darf weder um 
einen Abſchlag für laufende Dividenden vermindert 
n 5 um einen Zuſchlag für laufende Zinſen erhöht 
werden. 


12. Rechtsmittel 


Einwendungen gegen den im Steuerkurszettel feſt⸗ 
geſetzten Steuerkurs (insbeſondere ſeine Höhe) können nur 
im Weg des Widerſpruchs geltend gemacht werden. 
Die Einwendungen können nicht im Veranlagungsverfahren 
erhoben werden. Der Widerſpruch war beim Reichsminiſter 
der Finanzen anzubringen, und zwar bis zum Ablauf 
des 23. Februar 1940 (872 Abſätze 2 und 3 R Bewag, 
Bekanntmachung des Reichsminiſters der Finanzen vom 
10. Januar 1940, die am Kopf des Steuerkurszettels ab⸗ 
gedruckt iſt). Widerſprüche, die na ch dem 23. Februar ein⸗ 
gelegt werden, können grundſätzlich nicht beachtet 
werden. Das gilt auch dann, wenn die Verzögerung damit 
begründet wird, es ſei die Feſtſetzung des Stenerkurſes 
nicht bekannt geweſen. 


„Die Gründe für die bezeichnete Regelung des Rechts- 
mittelverfahrens waren: 


1. die ſonſt zuſtändigen Rechtsmitte lbehörden 

von den oft ſchwierigen und zeitraubenden Fragen der 

Wertpapierbewertung zu entlaſten und zugleich das 

Unanfechtbarwerden der Veranlagungen zu beſchleunigen, 

zu verhindern, daß etwa hinſichtlich des gleichen 

Wertvapiers entgegenſtehende Rechts⸗ 

mittelentſcheidungen ergehen, 

3. ſicherzuſtellen, daß bei der Prüfung des Widerſpruchs die 
fach» und fachkundigen Organe und Aus⸗ 
ſchüſſe mitwirken, die bereits bei der Feſtſetzung 
des Steuerkurſes mitgewirkt haben. 


Die Entſcheidungen über die Widerſprüche 
werden wiederum im Deutſchen Reichs anzeiger 
veröffentlicht werden. 


Es iſt zweckmäßig, die Anderungen, die ſich auf 
Grund der Entſcheidung bei einzelnen Steuerkurſen er- 
geben werden, in den Abdrucken des Steuerkurszettels zu 
vermerken. 
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bitalbeiträge anzuſetzen. 
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einen Rückkaufswert, fo Hit der Rückkaufswert für die 


Welche Berficherungsanfprüche gehören zum fteuer- 
pflichtigen Dermögen? 


For derungen auf Zahlung einer Geldſumme pder einer 
Reute gehören grundſätzlich zum ſteuerpflichtigen Vermögen. Das 
gilt auch für eine Forderung auf Schadenserſatz, 
gleichgültig, ob dieſe Forderung gegen die Perſon gerichtet iſt, die 
einen Schaden verurſacht hat, oder gegen einen Verſicherer, 
der das Schadensriſiko gedeckt hat. Voraus ſetzung iſt nur, 
daß die Forderung entitanden iſt. Nicht nur die Forderungen 
aus Schadens verſicherungen, ſondern auch die Anſprüche aus 
8 apital verſicherungen und Renten verſicherungen find ſteuer⸗ 
pflichtige Vermögen, wenn der Verſicherungsfall am 
1. Januar 1940 eingetreten war. Der Anſpruch einer Witwe 
auf Auszahlung der Lebensverſicherung, die ihr verſtorbener Mann 
zu ihren Gunſten abgeſchloſſen hatte, gehört z. B. zum ſteuerpflich⸗ 
ligen Vermögen der Witwe, wenn der Ehemann vor dem 1. Januar 
1940 geſtorben war. 

Eeine Reihe von Verſicherungsanſprüchen iſt in den Vor⸗ 
schriften des § 68 Ziffern 1 und 2 des Reichsbewertungsgeſetzes 
von dieſem Grundſatz ausgenommen. Es gehören dieſen 
Vorſchriften gemäß nicht zum ſonſtigen Vermögen: 


1. Anſprüche an Witwen ⸗, Waiſen⸗ und Penſions⸗ 
kaſſen, die auf ein früheres Arbelts⸗ oder 
Dienſtverhältnis zurückzuführen find; 

2. Anſprüche aus einer reichsgeſetzlichen Verſicherung 
jeder Art und Anſprüche aus einer nicht reichsgeſetz⸗ 
lichen Kranken- oder Unfall verſicherung. 


Es handelt ſich bei dieſen Anſprüchen um Forderungen, die bereits 
entſtanden ſind, d. h. dem Verſicherer gegenüber geltend gemacht 
werden können. 
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827 Verſicherungsanſprüche, die noch durch den 
Lintritt des Verſicherungsfalls bedingt ſind, 
ſind in der Regel nicht ſteuerpflichtig. Eine Aus⸗ 


nah me beſteht 867 Ziffer 6 des Reichsbewertungsgeſetzes gemäß 
für die noch nicht fälligen Anſprüche aus Lebens⸗ 
berſicherungen, Kapitalverſicherungen 
und ſolchen Rentenverſicherungen, aus denen der Be⸗ 
rechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten iſt. Dieſe 
noch auf ſchiebend bedingten Verſicherungsanſprüche 
werden vom Geſetz aus Gründen der gleichmäßigen 
Beſteuerung für ſteuer p flichtig erklart. Viele Menſchen 
ſichern ſich den Unterhalt für ihren Lebensabend oder ihrer Familie 
ie Exiſtenzgrundlage für den Fall, daß der Ernährer ſtirbt, da⸗ 
urch, daß ſie eine Kapitalverſicherung oder eine Lebensverſiche⸗ 
rung eingehen. Es wäre unbillig, dieſe Rücklage unbeſteuert zu 
aſſen, dagegen den Volksgenoſſen, der ſeine Rücklagen auf der 
bel oder in Wertpapieren anlegt, zur Vermoͤgenſteuer heran— 
iehen. 
b Nicht alle Anſprüche aus Lebensverſicherungen, Kapital⸗ 
verſicherungen und Rentenverſicherungen ſind ſteuerpflichtig. 
Steuerfrei ſind 


l. alle Verſicherungen, deren Wert insgeſamt 
5 000 R Me nicht überſteigt. Bei Steuerpflichtigen, die 
mit ihrer Ehefrau und anderen Familienangehörigen zu⸗ 
ſammen veranlagt werden, darf der Geſamtwert der Verſiche⸗ 
rungen aller Zuſammenveranlagten dieſen Betrag nicht über⸗ 
ſteigen; > 
Rentenverſicherungen, die mit Rückſicht auf ein 
Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis abgeſchloſſen 
worden ſind. 


Diefe Befreiungen gelten in der Regel nicht für Ver⸗ 
uberungen, die bei ausländiſchen Verſicherungs⸗ 
inter nehmen abgeſchloſſen ſind. Nur eine beſchränkte 
‚Nach! von ausländiſchen Verſicherungsunternehmen ſind den in⸗ 
zandiſchen Verſicherungsunternehmen gleichgeſtellt. Eine Auf⸗ 
zählung dieſer ausländiſchen Verſicherungsunternehmen iſt in den 
1 nkommenſteuer⸗Richtlinien und Körperſchaftſteuer⸗Richtlinien für 
939 enthalten (NStBI 1940 S. 109). 
3 Der W̃ ert noch nicht fälliger Anſprüche aus Lebensvberſiche⸗ 
rigen, Kapitalverſicherungen oder Rentenverſicherungen iſt § 14 
bſatz 4 des Reichsbewertungsgeſetzes gemäß mit am ei 
titteln der eingezahlten Prämien oder Ka» 
Hat der Verſicherungsanſpruch 
teuerliche Bewertung maßgebend. Bei Verſicherungsanſprüchen 
ir die ein Rückkaufswert nicht beſteht, bleibt es be es 9 5 


pirtung mit zwei Dritteln der eingezahlten Prämien oder Ka⸗ 
pitalbeiträge. Do. 


Sil dien ſt - Nach eri 


Rückftellung für die gufbringungsumlage 


Gemäß 813 der Verordnung zum Geſetz über die Weiter⸗ 
erhebung der Aufbringungsumlage vom 8, Juli 1937 (RStV! 
1937 S. 813) wird die Aufbringungsumlage für ein 
Rechnungsjahr, und zwar in gleichen Teilbeträgen am 
10. Auguſt und am 10. Februar, fällig. 

Die Aufbringungsumlage iſt eine Reichsſteuer (81 
Abs. 2 AO), die bei der Ermittlung der Einkünfte aus Gewerbe⸗ 
betrieb als abzugsfähige Betriebsausgabe zu be⸗ 
handeln iſt. 

Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob und inwieweit eine 
fteuerfreie Rückſtellung für die einzelnen Zahlungsraten zu⸗ 
läſſig iſt. Kann z. B. ein Unternehmen, bei dem ſich das Geſchäfts⸗ 
jahr mit dem Kalenderjahr deckt, in der Bilanz zum 31. Dezember 
1939 den am 10. Februar 1940 fälligen Teilbetrag der Aufbrin⸗ 
gungsumlage zurückſtellen? 

Bisher haben die Finanzämter entſprechend der Behandlung 
der Gewerbeſteuerrückſtellung die am 10. Februar 
fällige Aufbringungsrate als Rückſtellung anerkannt. 

Mit Rückſicht auf die neuere Rechtſprechung zur Frage der 
Gewerbeſteuerrückſtellung (Hinweis auf Eildienſtnachrichten DELZ 
1939 Nr. 51/52 S. 1026) muß man aber mindeſtens für die Ver⸗ 
anlagung der Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer 1939 au 
einer anderen Beurteilung auch hinſichtlich der Auf b rin: 
gungsumlage kommen. 

Im Urteil R Stel 1939 S. 1217 hat der Reichsfinanzhof eut⸗ 
ſchieden, daß bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Gewinns 
nur diejenigen Gewerbeſteuerxaten zu Laſten des laufenden Wirt- 
ſchaftsjahres verrechnet werden konnen, die auf die zu dem 
Wirtſchaftsjahr gehörigen Monate des Rechnungsjahrs 
entfallen. Demnach kann die am 15. Februar 1940 fällige Ge⸗ 
werbeſteuerrate bei dem Abſchluß für 31. Dezember 1939 
nicht ſteuerfrei zurückgeſtellt werden. 

Im Gegenſatz zur Gewerbeſteuer wird die A u fbrin- 
gungsumlage nicht in vierteljährlichen, ſondern in halb⸗ 
jährlichen Beträgen erhoben. Die am 10. Auguſt zu zahlende 
Rate umfaht mithin den Zeitraum vom 1. April bis 30. Sep⸗ 
tember und die am 10. Februar fällige Rate die Zeit vom 
1. Oktober bis 31. März des betreffenden Rechnungsjahres. 

Bei ſinngemäßer Anwendung des bezeichneten RFH⸗Urteils 
kann ſomit der am 10. Februar 1940 fällige Aufbringungsumlage⸗ 
betrag beim Abſchluß für 31. Dezember 1939 nicht in voller 
Höhe ſteuerfrei zurückgeſtellt werden, ſondern nur, ſoweit dieſer 
Betrag auf die Zeit bis zum 81. Dezember 1939 entfällt, d. h. es 
kann der vierte Teil der Jahresaufbringungsumlage paſſibiert 
werden. 

Soweit etwa die am 10. Auguſt 1939 fällige Halbjahresrate 
am 31. Dezember 1930 noch nicht gezahlt ſein ſollte, iſt dieſe Rate 
unter den Verpflichtungen in der Bilanz auszuweiſen. 

Für die bereits rechtskräftig gewordene Veranlagung zur 
Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer der Jahre bis 1938 
wird es bei dem bisherigen Verfahren ſein Bewenden haben. Car. 


Die Verſteuerung der Zinſen von Anleiheablöfungsjchulden 


Die Anleiheablöſungsſchulden des Deutſchen 
Reichs und anderer Deutſcher offentlicher Körperſchaften werden 
pon den Schuldnern verzinſt. Die Zin ſen werden aber erſt bei 
der Ausloſung der einzelnen An leiheſtücke gezahlt. Die 
Beſitzer von Anleiheablöſungspapieren, deren Anleiheſtücke im 
Jahr 1939 ausgeloſt wurden, haben z. B. in der Regel die 
Zinſen für rund vierzehn Jahre auf einmal ausgezahlt 
erhalten. 

Hat der Steuerpflichtige das ausgeloſte Wertpapier von der 
Ausgabe bis zur Ausloſung beſeſſen, fo ſtellt der ge⸗ 
tamte Zinsbetrag bei ihm Einkünfte des Jahrs der 
Ausloſung dar. Die Zinſen find § 84 Abſatz 2 Ziffer 4 EStG 
gemäß als außerordentliche Einkünfte zu verſteuern. 

Sat der Steuerpflichtige das ausgeloſte Wertpapier nicht 
von ſeiner Ausgabe an beſeſſen, ſondern es erſt ſpäter er⸗ 
worben, fo iſt ihm der geſamte bei der Ausloſung ausgezahlte 
Jinsbetrag auch im Jahr der Ausloſung zugefloſſen. 
Er hatte bisher den ganzen Zinsbetrag zu verſteuern, auch 
ſoweit er auf die Zeit entfiel, in der der Steuerpflichtige das 
Wertpapier noch nicht in feinem Beſitz hatte. Dieſe Rechts⸗ 
lage bat ſich durch das NYH-Urtell vom 28. November 1939 
= Bat —, das demnächſt veröffentlicht werden wird, ger 
ändert. 

Der Reichsfinanzhof hat in dem bezeichneten Urteil ent 
ſchieden, der Käufer eines Stücks einer Anleiheablöſungsſchuld 
habe bei der Auslofung nicht den ganzen Zinsbetrag zu ver⸗ 
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ſteuern. Er dürfte die Abfindung an den Vorbeſttzer für die 
auf die Zeit vor dem Erwerb der Anleiheſtücke entfallenden Zinſen 
als Aufwendungen zur Erzielung eigener Zinseinkünfte 
aus den erworbenen Wertpapieren und damit als Werbun 93 ⸗ 
koſten abziehen. Der Steuerpflichtige könne aber nicht den 
Nennbetrag der auf die Zeit vor dem Erwerb der ausgeloſten 
Anleiheſtücke entfallenden Zinſen abjeken, fondern nur den Be⸗ 
trag, den der Steuerpflichtige im Rahmen des Kauf⸗ 
preiſes für die bis zum Erwerb entſtandenen Zinsanſprüche 
dem Vorbeſitzer vergütet habe. Dieſer Betrag ſei 
ſchätzungsweiſe zu ermitteln. 

Der Reichsfinanzhof iſt bei der Schätzung dieſes Betrags bon 
dem Verhältnis des Nennbetrags der Zinſen zu dem Kapital⸗ 
rückzahlungsbetrag ausgegangen. Er hat dabei die folgende 

b 


Formel angewandt: x = wobei a den Kaufpreis, 


a 
e ＋ hb), 
b den Nennbetrag der auf die Zeit vor dem Erwerb entfallenden 
Linſen und e den Kapitalrückzahlungsbetrag bedeutet. 

Es ergibt ſich danach z. B. die folgende Berechnung, 
wenn jemand ein Stück der Reichsanleiheablöſungsſchuld im 
Nennbetrag von 12,50 RM zu einem Kaufpreis von 42,50 RM 
erworben hat und wenn der Kapitalrückzahlungsbetrag 62,50 RM 
und der Nennbetrag der auf die Zeit vor dem Erwerb entfallenden 


i 190 IL bettägt: ee 10,21 RM 
Zinſen 19, M beträgt: (02,50 -- 19770 h 5 
Von den bei der Ausloſung für dieſes Stück gezahlten Zinſen 
dürfen vom Steuerpflichtigen alfo 10,21 RM als Werbu ngs⸗ 
koſten abgeſetzt werden. Der Reſt der Zinſen ſtellt bei 
ihm Einkünfte aus Kapitalvermögen dar, wenn die Werk⸗ 
papiere nicht Teil eines Betriebsvermögens waren. Die zu ver⸗ 
ſtcuernden Zinſen ſind regelmäßig als außerordentli ch e 
Einkünfte im Sinn des $34 EStG zu behandeln. — 1 — 


Finanzausgleich im Gebiet der bisherigen Freien Stadt 
Danzig 

Das Reichsſteuerrecht ift — mit wenigen Ausnahmen — 
am 1. Januar 1940 im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig 
in Kraft getreten. Die nichtſteuerrechtlichen Bor: 
ſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes gelten jedoch 


Geld, Kredit und dpfentliclie Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 27. Februar 1940. 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939, Januar 1940 und 
Februar 99,90; März 99,85; April und Mai 99,71. — Steuer- 
gutſcheine II: Juni 1942 100,25; Juli 997%; Auguſt 99,50; 
September 99,25; Oktober und November 99%s. 


Zehn⸗Millionen⸗Anleihe der Feldmühle. Die Feldmühle, 
Papier⸗ und Zellſtoffwerke Aktiengeſellſchaft in Odermuͤnde⸗ 
Stettin, hat eine Anleihe von zehn Millionen Reichs⸗ 
mark ausgegeben. Die Anleihe wird mit 5 vom Hundert 
verzinft. Sie iſt zum Nennbetrag freihändig verkauft worden. 
Der Erlös der Anleihe ſoll zur Finanzierung von Aufgaben des 
Vierjahresplans verwendet werden. 


Abſchluß der Deutſchen Girozentrale — Deutſchen Kommunal: 
bank für 1939. Die Deutſche Girozentrale — Deutſche Kommunal⸗ 
bank iſt das Spitzeninſtitut der Sparkaſſen und der 
Girokaſſen. Sie hat ſich im Geſchäftsjahr 1939 ſehr 
günſtig entwickelt. Die Bilanzſumme iſt bon 2 131,9 Mil: 
lionen Reichsmark im Geſchäftsjahr 1938 auf 2 879,7 Millionen 
Reichsmark im Geſchäftsjahr 1939 geſtiegen. Der Ge ſamt⸗ 
umſatz hat ſich gegenüber 1938 um 12,9 Milliarden Reichsmark 
auf 612 Milliarden Reichsmark erhöht. Die Ein la gen 
deutſcher Kreditinſtitute bei der Girozentrale betragen 
2089 Millionen Reichsmark gegenüber 1336 Millionen Reichs⸗ 
mark im Vorjahr. Der Reingewinn 1939 beträgt 3,02 Mil⸗ 
lionen Reichsmark. Das Betriebskapital von 30 Millionen Reichs⸗ 
mark wird wieder mit 5 vom Hundert verzinſt. 


Abſchluß der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt für das Ge⸗ 
ſchäftsjahr 1939. Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt iſt das 
hedeutendfte öffentlich⸗ rechtliche Bodenkredit⸗ 
inſtitut. Sie hat auch im Geſchäftsjahr 1939 insbeſondere 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


in Danzig noch nicht (8 2 Abſatz 2 der Siebenten Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorfchriften im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig vom 27. Januar 1940, RGBl 1 S. 237, 
RStBl S. 170). 

Nach Danziger Recht erhielten die Gemeinden und 
Gemeindeverbände bon dem Aufkommen der wich ⸗ 
tigſten Steuern (Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Ver⸗ 
mögenſteuer, Umſatzſteuer und Gewerbeſteuer) insgeſamt 
40,43 b. H. Dieſe Vorſchrift kann auf die Reichsſteuern nicht 
ohne weiteres angewendet werden. Das wäre auch nicht zweck⸗ 
mäßig. Die Reichsſteuern müſſen dem Reich zufließen. 
Ob und in welcher Höhe die Gemeinden und Gemeindeverbände 
Reichsſteuerüberweiſungen erhalten, kann erſt bei 
der endgültigen Regelung des Finanzausgleichs 
entſchieden werden. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände werden 
für den Einnahmeausfall, den ſie durch den Wegfall des bis⸗ 
N Danziger Steuerüberweiſungsſyſtems erleiden, ent ⸗ 

hädigt. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat auf Grund des § 10 des 
Erlafje des Führers und Reichskanzlers über Gliederung und 
Verwaltung der Oſtgebiete vom 8. Oktober 1939 (RGBl I ©. 2042, 
RStBl S. 1045) und des 82 Abſatz 3 der Siebenten Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Gebiet der bis⸗ 
herigen Freien Stadt Danzig vom 27. Januar 1940 (RGBl TI 
S. 237, RStVl S. 170) im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
des Innern durch Erlaß vom 22. Februar 1940 das folgende 
beſtimmt: 

„1. Die Gemeinden und Gemeindeverbände im 
Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig werden am 
Reichsſteueraufkommen ab dem 1. Januar 1940 
nicht beteiligt. Sie erhalten dafür bis zur endgültigen 
Regelung des Finanzausgleichs Finanzzuwei ſungen 
aus Reichsmitteln. 
Rückſtändige Beträge an Danziger Steuern, die durch 
Reichsſteuern erſetzt worden ſind, fließen ab dem 1. Januar 
1940 voll dem Reich zu. 
3. Die Gewerbeſteuer fließt ohne Rückſicht darauf, für 
welche Zeit die einzelnen Zahlungen geleiſtet ſind, ab dem 
1. Januar 1940 den Gemeinden zu.“ Ki. 


5 


Kleinſiedlungen, Eigenheime und Volkswoh⸗ 
nungen finanziert. Das Pfandbriefgeſchäft und das Hhpotheken⸗ 
geſchäft ſind erweitert worden. Der Rein gewinn betragt 
1240 000 Reichsmark. 


Sammelverwahrung für Wertpapiere des Deckungsſtocks von 
Verſicherungsanſtalten. Wertpapiere, die zum Deckun ga⸗ 
ſtock einer Verſicherungsanſtalt gehören, können jetzt auch in 
Sammelberwahrung bei einer Wertpapier- 
ſammelbank genommen werden. Es iſt im Deckungsſtock⸗ 
verzeichnis der Verſicherungsanſtalt zu vermerken, daß die Wert⸗ 
papiere Sammelbeſtandanteile bei einer beſtimmten Wertpapier⸗ 
ſammelbank find. Die Wertpapierſammelbank in ihrem Ver⸗ 
ſammelbank ſend. Die Wertpapierſammelbank vermerkt in ihrem 
Verwahrungsbuch, daß die Sammelbeſtandsanteile zum Deckungs⸗ 
ſtock einer Verſicherungsanſtalt gehören. 


Neger 


Wirtſchaftsgruppe Zuckerinduſtrie im Protektorat. Für das 
Gebiet des Protektorats Böhmen und Mähren wurde im Zentral⸗ 
ee der Induſtrie die Wirtſchaftsgruppe Zuckerinduſtrie ge⸗ 
gründet. 


Eiſenbewirtſchaftung im Generalgouvernement. Der General: 
gouberneur hat zur Regelung und Überwachung des Verkehrs mit 
Erzeugniſſen aus Eiſen und Stahl eine Bewirtſchaftung⸗ 
ſtelle für GEiſen und Stahl in Krakau errichtet. Die Be⸗ 
wirtſchaftungſtelle iſt dem Leiter der Dienſtſtelle für den Vier⸗ 
jahresplan im Generalgouvernement unterſtellt. 


Bulaſſung der Kraftfahrzenganhänger. Der Reichsverkehrs⸗ 
miniſter hat im Reichsverkehrsblatt (Ausgabe B Nr 5 vom 
31. Januar 1940 eine Anordnung über die Zulaſſung von Kraft⸗ 


